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zu „Hamutenya verstorben“ (INDABA 92/16):

Mit großem Interesse habe ich den Nachruf 
auf Hidipo Hamutenya gelesen. Ich hatte mit ihm 
beruflich mehrere Jahre intensiv zu tun, nämlich 
in der Zeit, als er Sekretär für Information und 
Öffentlichkeitsarbeit der SWAPO war und ich 
Leiter des Mass Media Training Center in Lusaka 
(1985-1988), an dem ehemalige Freiheitskämpfer 
der SWAPO für die künftigen namibischen Medien 
ausgebildet wurden. Ich erinnere mich an viele 
interessante Gespräche mit Hidipo Hamutenya und 
habe ihn als eindrucksvolle Persönlichkeit mit vielen 
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Prof. Dr. Gerhard Gensch
(ehem. UNESCO, bis 2015 Donau-Universität Krems)

. . .  leserbeitrag .. .
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Liebe Leserinnen und Leser!

Walter Sauer 

Sie werden sich an unsere Berichterstattung über den erfolgreichen Österreich-Besuch von 
Carol Dyantyi aus Soweto erinnern (INDABA 92/16). Unsere Mitglieder Rudolf und Lorraine Koger 
haben während einer Südafrikareise das von Carol geleitete Jugendzentrum IKAGENG besucht 
und sind mit interessanten Eindrücken und neuen Ideen zurückgekommen. Und sie haben uns 

in der Absicht bestärkt, IKAGENG weiterhin zu unterstützen. Nicht, weil wir uns in 
erster Linie als Spendenorganisation verstehen, sondern weil wir auch ein konkretes 
materielles Zeichen unserer Solidarität mit den Bedürftigen und Benachteiligten in 
Südafrika setzen wollen.

Damit ergänzen wir unsere Versuche, das Problem fehlender Schuluniformen lösen 
zu helfen, die de facto (wenn es auch illegal ist) ein unüberwindbares Hindernis beim 
Schulbesuch darstellen. Ratschläge dazu haben wir uns u. a. bei Thulisile Nomkhosi 
Madonsela geholt – in einem informellen Gespräch, das außerhalb des in diesem Heft 
veröffentlichten Interviews stattfand.

Ich hoffe, daß darüber hinaus unsere Beiträge 
über die Studentenunruhen in Südafrika, die fast vergessenen 
afrikanischen Gefangenen im KZ Mauthausen und zwei lite-
rarische Zeugnisse früher österreichischer Apartheidkritik Ihr 
Interesse finden.

INDABA steht fest zum Neuen Südafrika von 1994 und zu 
seinem Bestreben, das Erbe von Kolonialismus und Rassendiskri-
minierung im Sinne der Freiheitscharta von 1955 zu überwinden. 
Daß dieser Prozeß nicht rund läuft, sondern über die letzten Jahre 
zunehmend ins Stocken geraten ist, sehen wir natürlich auch. 
Hinzu kommen krisenhafte Entwicklungen in Nachbarstaaten wie 
vor allem in Zimbabwe. Für uns heißt das: nicht resignieren, sondern die Solidarität verstärken!

SADOCC hat deshalb eine Werbekampagne gestartet, mit deren Hilfe wir im heurigen Jahr 
mehr Aktivist/inn/en, Mitglieder und Abonnent/inn/en gewinnen wollen (S. 27). Wir ersuchen Sie 
dabei um Ihre Unterstützung: indem Sie interessierte Personen in Ihrem Bekanntenkreis anspre-
chen (Info-Unterlagen sind über das SADOCC-Büro erhältlich), unsere Veranstaltungen oder 
(in Wien) unsere Aktivist/inn/enabende besuchen und/oder sich selber zum Mitglied upgraden.

Jedenfalls gilt: Wenn Sie sich für nachhaltige Entwicklung an der Südspitze Afrikas in ter  es-
sie ren, sollten Sie mit uns vernetzt sein!

Indaba 
heißt 

Neuigkeit  
oder

Gespräch

Rudolf und Lorraine Koger (li. und 2. v. re.) mit 
Sozialarbeiterinnen von IKAGENG
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allgemein ist bekannt, daß der 
Übergang von einer rassistischen 

Gesellschaft, die in Südafrika als Apart­
heid jahrzehntelang fest fundamentiert 
war, hin zu einer demokratischen Ge­
sellschaft nicht leicht war. Der Prozeß 
ist nicht abgeschlossen. Die von dem 
legendären ersten schwarzen Präsi­
denten Südafrikas, Nelson Mandela, 
gesehene Vision einer Regenbo­
gennation ist gegenwärtig sogar 
so weit wie noch nie zuvor von 
ihrer Realisierung entfernt. Zu 
stark waren die politischen und 
sozialen Erschütterungen aus 
dem Erbe der Apartheid, zu groß 
die nicht eingelösten Erwartun­
gen. Diese Enttäuschung macht 
um die Universitäten keinen 
Bogen.

Die mit der Beseitigung der 
Apartheid vor etwa 20 Jahren 
und der Errichtung einer rassismus­
freien Gesellschaft einhergehenden 
Verunsicherungen im Hochschulwe­
sen mit Umstrukturierungen, Reor­
ganisierung der Studienordnungen, 
Beseitigung der Rassenschranken, 

Schaffung von Zugangsmöglichkei­
ten von „schwarzen“ und „farbigen“ 
Studenten für alle Studienfächer an 
„weißen“ Universitäten – mit nicht 
immer nachvollziehbaren Maßnahmen 
zur affirmative action (Ersetzung 
„weißen“ Personals durch „nicht-
weißes“) – waren vor einiger Zeit 
verebbt. In einigen Wissenschafts­

disziplinen konnten neue internationale 
Kooperationsbeziehungen aufgebaut 
werden. Fast das gesamte universitäre 
Führungs personal ist im Sinne der zur 
Partei mutierten Befreiungsorganisa­
tion ANC ausgetauscht worden. 

nunmehr geht indes erneut ein tiefes 
Grummeln durch die Universitäten 

im Süden des afrikanischen Konti­
nents, von denen einige in früheren 
Zeiten im internationalen Maßstab 
ge  sehen zu den leistungsstärksten 
gehörten, wie die Universitäten in 
Stellenbosch und Kapstadt sowie die 
University of the Witwatersrand in Jo­

han nesburg.
Begonnen hatten die neuen 

Proteste an der Universität 
Kapstadt am 9. April 2015. Das 
dort in der Nähe existierende 
Denkmal für den Imperialisten 
Cecil Rhodes wurde zunächst 
mit Fäkalien be schmiert, dann 
umgestürzt. Das sollte laut 
politischen Gruppierungen wie 
#RhodesMustFall an die angeb­
lich bis heute andauernde „eu­
ropäische“ Beeinflussung des 

Studiums erinnern, zum Protest ani­
mieren und eine universitätspolitische 
Wandlung einleiten. Die Statue wurde 
entfernt. Diese Tat war der Anlaß für 
weitere Protestaktionen nicht nur an 
Südafrikas Universitäten. 

Anfang vom Ende der 
ANC-Regierung?
Die Misere des südafrikanischen Universitätssystems

An den Universitäten der Republik Südafrika gärt es schon seit einigen Jah-
ren. Der Kampf um die Abschaffung der Studiengebühren ist der Haupt   grund 
dafür. Zwar geben die strukturellen Probleme des höheren Bildungswesens 
ge nügend Anlaß für Unzufriedenheit, der großen Mehrheit der süd afrikani-
schen Bevölkerung fällt es jedoch schwer, die Eskalation der Proteste nach-
zu vollziehen. Ulrich van der Heyden hat die Entwicklung 2016 in Südafrika 
miterlebt.

. . . . . . . . . . . . . . . .
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 Xenophobie       

Der Frust wegen des Verrates an 
den Idealen des Befreiungskampfes, 
der bei den Protestierenden immer 
wieder sicht­ und hörbar wird, sollte 
sich freilich eher gegen die politische 
Führung des Landes richten als gegen 
die Universitäten, meinen nicht wenige 
Universitätslehrende. So erscheinen 
die Denkmalstürmereien eher als kon­
traproduktiv, ihre Akteure/innen müs­
sen sich den Vorwurf des Vandalismus 
gefallen lassen. Der politische Anlaß, 
warum sich letztlich so viele Student/
inn/en an den Protesten beteiligten, war 
die Erhöhung der Studiengebühren, für 
deren Rücknahme gekämpft wurde. 
Diese berechtigten sozialen Forderun­
gen verblassen allerdings angesichts 
des sich ausbreitenden Vandalismus.

befeuert wurden solche primiti ven Ak­
tionen durch Mei nungsäußerungen 

des aktuellen Präsidenten Südafrikas, 
Jacob Zuma, der meinte, daß das Un­
glück Südafrikas mit dem Auftauchen 
der Europäer und deren ersten An­
siedlungen im Jahre 1652 begonnen 
hätte. Was kann man da von einer 
ungeduldigen schwarzen Jugend er­
warten, deren soziale Situation sich 
seit Übernahme der Macht durch den 
ANC im Jahre 1994 in der Masse 
kaum verändert hat? Der Chef hat 
aufgezeigt, wer die Schuld an dem viel 
zu zähen Prozeß des Übergangs zur 
sozialen Absicherung der schwarzen 

. . . . . . . . . . . . . . . .  

Seit mehreren Wochen sehen wir in Johannesburg und Pretoria das 
Wiederaufleben der sogenannten „xenophobischen“ Gewalt. In Wirklichkeit 
handelt es sich um ein Phänomen, das seit Jahren täglich auftritt, aber 
nicht immer die Aufmerksamkeit der Medien erregt. Und entgegen den 
Behauptungen der Regierung ging diese Gewalt nicht im Juni 2008 zu 
Ende, als die erste große Gewaltwelle gegen Ausländer abebbte. Wie die 
aktuellen Vorfälle belegen, ist Feindseligkeit gegen fremde Staatsbürger/
innen vielmehr immer noch weit verbreitet. Folge davon sind Ermordungen, 
Diskriminierung, Drohungen mit Gewalt, Plünderung und Zerstörung von 
Häusern und Geschäften sowie massenhafte Vertreibung.

Und in der Tat: Diese Gewalt ist „xenophobisch“ und nicht einfach nur 
„normale Kriminalität“, wie viele Offizielle es gern haben würden. Es geht 
um Haß-Kriminalität, deren Logik über kriminellen Opportunismus – den es 
natürlich auch gibt – hinausgeht. Das wirkliche Motiv dieser Gewalt, wie es 
von den Tätern ja eindeutig ausgesprochen wird, ist es, Ausländer aus den 
lokalen Gemeinden hinauszudrängen. Schon eine schnelle Analyse zeigt, 
daß die anhaltende fremdenfeindliche Gewalt in Südafrika und das Fehlen 
von effizienten und präventiven Reaktionen den Mangel an kompetenter, 
entschiedener und verläßlicher Führungsstärke auf allen Ebenen von Re­
gierung und Verwaltung widerspiegelt.

Die Hintermänner der „xenophobischen“ Gewalt sind vielfältig und in kom­
plexer Weise eingebunden in historische und aktuelle Faktoren, politische, 
wirtschaftliche und soziale. Besonders maßgeblich für die immigrationsfeindli­
che Gesinnung ist offensichtlich das Bestreben, politische Sündenböcke 
für Probleme zu finden. Politiker/innen auf nationaler, Provinz- und lokaler 
Ebene machen oft ausländische Staatsbürger/innen für ihr systematisches 
Versagen verantwortlich, politische Versprechungen einzuhalten und den 
wachsenden Erwartungen der Menschen zu entsprechen.

Deshalb nehmen viele Südafrikaner/innen Ausländer als ernsthafte Be­
drohung wahr, die durch alle erforderlichen Mittel beseitigt werden müsse. 
Diese Wahrnehmung ist unter der Einwohnerschaft in armen Townships 
und informellen Siedlungen stärker als anderswo, weil dieselbe heftig mit 
gleicherweise armen afrikanischen Immigrant/inn/en in Konkurrenz um 
beschränkte Ressourcen und Möglichkeiten stehen.

Dies führt dazu, daß die Bewohner/innen dieser Gebiete ausländische 
Bürger/innen für ihre sozio­ökonomischen Schwierigkeiten und Probleme 
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in Südafrika

Bevölkerungsmehrheit trägt! Nicht 
die Korruption, der auffällige Macht­
mißbrauch, Neopatrimonialismus, die 
ungenügende Schulbildung oder die 
nicht zu bannende Kriminalität! Nein, 
die Weißen sind die Schuldigen! Diese 
beklagen indes einen zunehmenden 
„umgekehrten Rassismus“, der viele 
junge weiße Südafrikaner/innen, aber 
auch zunehmend Professor/inn/en, ins 
Ausland treibt, was für 
die Universitäten Süd­
afrikas nicht nur einen 
Statusverlust bedeutet, 
sondern das Hoch­ und 
Fachschulniveau schon jetzt merkbar 
geschwächt hat.

Kaum jemand der studentischen 
jungen Protestierer, in der überwie­
genden Mehrheit Schwarze, erkennt, 
daß der Weg zur Existenzsicherung, 
zu politischem Einfluß und Wohlstand 
über Bildung erreicht wird. Für viele 
von ihnen sind die höchsten akade­
mischen Ausbildungsinstitutionen 
immer noch in weißer Hand, obwohl 
dies schon seit Jahren nicht mehr 
zutrifft. So wurde in den letzten der 
noch teilweise in Afrikaans lehrenden 
Universitäten die Abschaffung dieser 
Unterrichtssprache, die neben anderen 
zehn eine offizielle Landessprache ist, 
gefordert. Dies ist der einzige Bezug 
zu den Schüler/innen unruhen von vor 
40 Jahren, denn diese entzündeten 
sich damals an der Einführung von 
Afrikaans als Unterrichtssprache. An 
den Universitäten in Pretoria und in 
Stellenbosch ist man auf die Forderung 
der Protestierenden inzwischen einge­
gangen und hat En g lisch als alleinige 
Unterrichtssprache verkündet. Viele 
Unterrichtsmaterialien liegen jedoch 
nur in Afrikaans vor. Studierende, die 
sich nicht an den Protesten beteiligen 
wollten, wurden unter Druck gesetzt, ja 
mit Gewalt anwendung bedroht, damit 
sie sich Streiks anschließen.

. . . . . . . . . . . . . . . .

Umgekehrter 
Rassismus?

verantwortlich machen, für Armut, Arbeitslosigkeit, schlechte kommunale 
Leistungen, Kriminalität, Prostitution, Drogen­ und Alkoholmißbrauch sowie 
Seuchen.

Allerdings sind diese Einstellungen nicht allein verantwortlich für das 
Ausbrechen von Gewalt. In manchen Townships kommt es dazu, in an­
deren aber nicht. Genauere Forschung zeigt diesbezüglich auf, daß der 
auslösende Faktor nicht in den Gesinnungen der Menschen, sondern in 
der lokalen „Mikropolitik“ liegt.

Gewaltsame Attacken auf Ausländer/innen werden üblicherweise durch 
eine lokale Mobilisierung seitens lokaler wirtschaftlicher oder politischer 
Führungsgruppen ausgelöst, zugunsten eigener Interessen. Diese Gewalt 
ist also wesentlich „Politik mit anderen Mitteln“ – ein nützliches Instrument 
für diese Lokalgrößen, ihre eigene Machtposition zu zementieren und an 
jene Ressourcen heranzukommen, die sie brauchen, um sich damit die 
Loyalität ihrer Anhängerschaft zu erkaufen.

Jeder weiß, daß die offizielle Haltung der südafrikanischen Regierung 
darin besteht, Xenophobie und dadurch ausgelöste Gewalt abzustreiten und 
für sie „Kriminalität“ verantwortlich zu machen. Sowohl Präsident Jacob Zuma 
als auch Innenminister Malusi Gigaba haben das angesichts der aktuellen 
Entwicklung mehrfach getan. Verständlich – wäre die Existenz einer frem­
denfeindlichen Bevölkerung doch ideologisch wie politisch unangenehm für 
den regierenden African National Congress, der sich als den Wächter einer 
diversen „Regenbogen-Nation“ und als Vorkämpfer von Menschenrechten 
und Einheit in Verschiedenheit sieht. 

Die Folge davon aber ist, daß in Verbindung mit einem generell 
schwächelnden Justizsystem eine alarmierende Kultur der Straflosigkeit 
und der Verantwortungslosigkeit entstanden ist. Zehntausende Ausländer/
innen sind seit 1994 Opfer von gewaltsamen Attacken geworden, aber nur 
wenige Täter/innen wurden vor Gericht gestellt, noch weniger verurteilt. 

In den lokalen Communities sind die Hintermänner und Täter xenopho­
bischer Gewalt gut bekannt. Ihre de facto-Straflosigkeit aber bedeutet, daß 
sie – wie schon in vielen Fällen – wieder zuschlagen werden.

Jean Pierre Misago 
(African Centre for Migration and Society, University of the Witwatersrand)



s c h w e r p u n k t

  93/17   INDABA6  

Inzwischen geht es oftmals nicht 
nur mehr um den Protest zur Abschaf­
fung der Erhöhung der Studienge­
bühren, die für viele schwarze Familien 
unerschwinglich geworden sind. An 
so gut wie allen südafrikanischen 
Universitäten haben Studierende neu­
erdings angeblichen Rassismus aus­

gemacht. Das war der letzte Anlaß für 
gewaltsames Aufbegehren der Studen­
tenschaft. Die Wut auf die vorgebliche 
„weiße Vorherrschaft“ führte an den 
Universitäten und selbst an Schulen 
zu Verbrennungen von Büchern und 
Insignien der „europäischen Bildung“, 
wie den in den Fluren hängenden 
alten, recht wertvollen Gemälde der 
Universität Kapstadt. Jedoch auch an 
fast allen anderen Universitäten und 
ebenso an einigen Colleges wurde 
randaliert, Biblio theken abgefackelt 
oder verwüstet, Büros, Schulen und 
Internate in Brand gesteckt. Konnten 
dem Protest gegen die Erhöhung 
der Studiengebühren um bis zu acht 
Prozent, die je nach Hochschule 
bzw. Universität, Fachrichtung und 
Abschluß ohnehin schon zwischen 
700 und 4000 Euro betragen, von der 
Mehrheit der Bevölkerung noch ge­
wisse Sympathien entgegengebracht 
werden, fehlt für den Vandalismus 
vor allem innerhalb der Mittel­ und 

Oberschichten jedwedes Verständnis.
Wenngleich seit dem ersten Quartal 

2016 ein Teil der studentischen Prote­
ste sowie die Streiks der Angestellten 
landesweit zunächst zurückgegangen 
sind, flammte er doch an einigen 
Universitäten das gesamte Jahr über 
immer wieder einmal auf, zum Teil 
mit den bekannten Forderungen oder 
auch mit neu formulierten Ideen. So 
wurde etwa die Abschaffung von 
Prüfungen verlangt sowie der Stu­
dienvoraussetzungen, die man mit der 
Hochschulreife erlangt. 

so unsinnig solche Forderungen 
auch erscheinen mögen, so muß 

man sich die realen Situationen an 
den Grund schulen vor Augen halten, 
aus denen solche Forderungen ent­
stehen können. Denn laut Report 
des UN­Kinderhilfswerks UNICEF 
haben 27 Pro zent der öffentlichen 
Schu len – vornehmlich auf dem 
Lande – kein fließendes Wasser, und 
78 Prozent besitzen weder 
Bibliotheken noch Compu­
ter. Die im neuen Südafrika 
versäumten Reformen im 
Bildungs  sy s t em werden als 
ausschlaggebender Faktor 
für die Probleme bei der Überwindung 
der auf Rassenschranken beruhenden 
sozialen Ungleichheit von Fachleuten 
angesehen, die selbst nach mehr als 
zwei Jahrzehnten Überwindung der 
Apartheid noch immer stärker aus­
geprägt sind als in den meisten an­
deren Ländern der Welt. Die Analpha­
betenrate liegt bei sieben Prozent. Die 
Schulgebühren werden für die Eltern 
immer höher, weil die Schulen stetig 
mehr Geld für Sicherheitsmaßnahmen 
zum Schutz der Kinder ausgeben 
müssen. Die andere Möglichkeit der 
Schulbildung ist der Besuch einer Pri­
vatschule, die vorwiegend von weißen 
Kindern besucht wird. 98 Prozent 

von ihnen nehmen im Anschluß ein 
Universitäts­ oder Hochschulstu­
dium auf. Sie brauchen nicht solche 
unrealistischen Forderungen wie die 
erwähnten zu erheben, sodaß man 
unter den studentischen Protestierern 
kaum weiße Gesichter sieht. Derlei 
wie die genannten realitätsfernen und 
deshalb kaum glaubhaften studen­
tischen Forderungen wurden explizit 
im Frühjahr 2016 mit dem Verfasser als 
Augenzeugen an der Rhodes Universi-
ty in Grahams town erstmals erhoben. 
Wenngleich sich der dortige Uni­Prä­
sident mit erhobenen Armen zwischen 
die zum Teil eine Spur des Vandalismus 
bei ihrem Protestmarsch über den 
Campus hinterlassenden Student/
inn/en und die Polizei stellte, wurden 
von den Sicherungskräften Schüsse 
abgegeben, Tränengas versprüht und 
von der anderen Seite flogen Steine. 
Diesen oder ähnlichen Forderungen 
sowie den lautstarken bis gewaltsamen 
Protestformen überdrüssig, reagierte 

hier der Staat wie auch 
an anderen Hochschul­
einrichtungen zunehmend 
mit dem Einsatz von mas­
siven Polizeikräf ten. Aus 
Sicherheitsgrün den blie ben 

häufig tagelang an den Universitäten 
die Bibliotheken, die Administration und 
die Büros der Lehrenden geschlossen. 
Unterricht fiel aus. Inzwischen sind so 
gut wie alle Universitäten des Landes 
mehrmals bis zu mehreren Wochen 
geschlossen worden, der Lehrbetrieb 
wurde eingestellt, Immatrikulationen 
und Prüfungen ausgesetzt.

egal wie die bisherigen oder auch 
weiteren Proteste der Studieren­

den ausgehen werden – diese selbst 
sind es, die mittel­ und langfristig 
den Schaden davontragen werden. 
Das Ausbildungsniveau wird weiter 
sinken. Alarmierende Anzeichen da­

. . . . . . . . . . . . . . . .  

Soziale 
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für sind schon jetzt bemerkbar. So 
werden händeringend „nicht-weiße“ 
Doktorand/inn/en gesucht – und dies 
in allen akademischen Disziplinen. Auf 
eine Million Einwohner kommen in der 
Republik Südafrika derzeit nicht einmal 
30 PhD­Absolventen. Zwar gibt es wohl 

junge Menschen, die promovieren wol­
len, aber die haben die „falsche“ Haut­
farbe. Denn viele Doktorandenstellen 
und Stipendien werden ausdrücklich 
für Schwarze ausgeschrieben. Sol­
che Unterstützungsmaßnahmen sind 
auch bitter nötig, denn wie die letzten 
aktuellen Zahlen aussagen, hatten vor 
einigen Jahren 36 Prozent der Weißen, 
aber nur 8,3 Prozent der nichtweißen 
Bevölkerungsgruppen einen höheren 
Bildungsabschluß. Natürlich gelangen 
nichtweiße junge Leute nicht zuletzt 
durch die affirmative action in höhere 
und demzufolge besser bezahlte 
Positionen, immerhin hat sich eine 
schwarze Mittelschicht herausgebildet. 
Viele der qualifizierten Kandidat/inn/en 
gehen jedoch nach dem Studium lieber 
gleich in gut bezahlte Positionen in 
Industrie und Verwaltung bzw. kehren 
nach Auslandsstudien nicht wieder in 
ihr Heimatland zurück, statt an den 
Universitäten mit nicht so üppigen 
Gehältern zu lehren. So wird zwar 
die schwarze Mittel- und Oberklasse 

gestärkt, aber nicht die Masse der 
sozial benachteiligten Bevölkerungs­
mehrheit. 

Und Probleme an den südafrika­
nischen Universitäten gibt es mehr. Vor 
drei Jahren wurde nämlich festgestellt, 
daß etwa ein Viertel des akademischen 

Personals an den Uni­
versitäten Süd afrikas 
keinen Doktortitel be­
sitzt. Das warf Fragen 
und Diskussionen in 
den Fakultäten auf, galt 
es doch etwa das Pro­
blem zu lösen, ob un­
promovierte Profes sor/
inn/en an den 17 Uni­
versitäten und sechs 
Techni schen Hoch ­
schu len des Landes 
Forschungsurlaub er­
halten sollten, damit 

sie die Promotion nachholen können. 
Davon hängt ja die Frage ab, ob sie 
eine Dissertation betreuen dürfen 
oder nicht. 

versuche der Re gie rung, die Si­
tuation zu entspannen, brachten 

nicht viel. Anstatt die akademische 
Front zu stärken, wird an den Uni­
versitäten und Hochschulen am Kap 
der ineffektive Verwaltungsapparat 
ausgebaut. So soll es Universitäten in 
Südafrika geben, an denen der Anteil 
wissenschaftlicher Mitarbeiter/innen 
lediglich zwischen 15 und 20 Prozent 
beträgt. Da ein Verwaltungsbeamter 
Aufgaben braucht, um seine Stelle 
rechtfertigen zu können, werden immer 
wieder neue Vorschriften ersonnen, die 
die Forschung und die Lehre letzt lich 
eher behindern als fördern. Zu dieser 
Einschätzung gelangten nicht nur ein­
heimische Kollegen, sondern auch aus 
dem Ausland angereiste Gäste aus 
Übersee, wenn sie zur Anmeldung von 
Tür zu Tür geschickt werden und den­

noch beispielsweise das vertraglich 
vereinbarte Gehalt nicht erhalten. 
Schlimmer noch: Sachkundige – wie 
Richard Pendfold – vermuten, daß das 
vom Ministerium bereitgestellte Geld in 
den Taschen von Angestellten des un­
durchsichtigen Verwaltungs apparats 
verschwindet. Eine solche Behandlung 
eingeladener Gastwissenschaftler/
innen durch die Universitätsverwal­
tung spricht sich herum, gereicht der 
südafrikanischen Wissenschaft in all 
ihren Sparten nicht zum Vorteil und 
mindert deren internationale akade­
mische Reputation. Im Sommer des 
vergangenen Jahres sind Berichte auf­
getaucht, daß Tausende von Urkunden 
über Universitätsabschlüsse verkauft 
worden sind und noch immer werden.

Seit Ende des Jahres 2016 werden 
in der südafrikanischen Öffentlichkeit 
die Hinweise immer deutlicher, daß 
demnächst wieder mit Protestaktionen 
und Boykotts an den Universitäten zu 
rechnen ist. Erste befristete Univer­
sitätsschließungen hat es zu Beginn 
2017 schon gegeben. Es nehmen die 
Meinungen zu, daß die Regierung 
zu schnell und zu un­
überlegt den Rufen der 
streikenden und ran­
dalierenden Student/
inn/en nach Rücknahme 
des Be schlusses der Er­
hebung der Studiengebühren für das 
vergangene Jahr nachgegeben hat. 
Die Folgen sind nämlich in den Kassen 
der Unis zu spüren. Sie stehen vor einer 
bisher nie dagewesenen finanziellen 
Krise. Einigen Universitätsbibliothe­
ken sind Geldmittel von mehr als der 
Hälfte gestrichen worden, ganze In­
stitute stehen vor der Auflösung. Fünf 
Universitäten sollen gänzlich pleite 
sein; einige sollen demnächst auf un­
bestimmte Zeit ge schlossen werden, 
bei anderen wer den Prüfungen und 
Immatrikulationen aus fallen. 

. . . . . . . . . . . . . . . .
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Bei aller Sympathie für die sozialen 
Forderungen zur Abschaffung der Stu­
diengebühren oder zumindest deren 
Minimierung sollte beachtet werden, 
daß sie existenzielle finanzielle Grund-
lagen für die Arbeit der Universitäten 
sind. Die University of the Witwaters-
rand finanziert sich beispielsweise zu 
48 Prozent aus Studiengebühren.

Um Einsparungen vornehmen 
zu können, werden an allen Univer­
sitäten dem Personal Angebote zur 
Frühpensionierung gemacht, weitere 
weitreichende Sparmaßnahmen sind 
bereits beschlossen. So mancher Wis­
senschaftler befürchtet, daß dies für 
Forschung und Lehre, vor allem für die 
Qualität der wissenschaftlichen Arbeit, 
erhebliche negative Folgen haben wird. 
Und auch für ihren Ruhestand, denn 
selbst die Pensionskassen stehen zur 
Diskussion.

neben dem Erschrecken über die 
politische und finanzielle Misere an 

den Universitäten Südafrikas erschüt­
tern die Gewaltmeldungen von den 

Universitätscampussen 
die interessierte Öffen­
tlichkeit. Als im hiesigen 
Sommer 2016 die Wit­
watersrand University in 

Johannesburg nach Unruhen auf ihrem 
Gelände wieder eröffnet werden sollte, 
kam es zu gewaltsamen Zusammen­
stößen der Protestierenden, die ver­
mutlich nicht allein aus Studierenden 
bestanden, mit der Polizei. Gemeldet 
wurde, daß auch Anhänger der links­
radikalen Economic Freedom Fighters 
unter den Protestlern gewesen sein 
sollen. Die Polizei setzte Tränengas, 
Gummigeschosse, Blendgranaten und 
Wasserwerfer ein, um Steinewerfer zu 
zerstreuen. Als Polizeihubschrauber 
den Campus überflogen, gingen einige 
Demonstranten in die Stadt und zünde­
ten einen Bus an, mehrere Geschäfte 

wurden geplündert. Ein Büro, in das 
Uni­Sicherheitskräfte eingesperrt 
worden waren, wurde in Brand gesetzt. 
Mehrere Tote sind zu beklagen. Ge­
waltsame Auseinandersetzungen gab 
es auch in Kapstadt und Bloemfontein. 
In Pretoria marschier­
ten mehrere Tausend 
junge Studierende auf 
das Regierungsviertel 
zu, wo Sicherheitskräfte 
mit Wasserwerfern und 
Blendgranaten gegen sie 
vorgingen.

Nicht gerade Sympa­
thien für die Prote st ler 
unter der weißen Be völke­
rung und im Ausland rufen 
Bilder von vermutlichen 
Studenten hervor, die auf ihren Shirts 
Sprüche tragen wie „Fuck White Tears“ 
oder „Kill the Whites“. 

Die an Südafrikas Universitäten 
studieren wollenden jungen Leute 
aus Europa und anderen Teilen der 
Welt, die es in der Vergangenheit in 
den Süden des schwarzen Kontinents 
gezogen hat, ebenso wie internationale 
Wissenschaftler – so wird befürchtet 
– werden in Zukunft dem Lande am 
Kap fernbleiben. Wer studieren und 
wissenschaftlich arbeiten will, kommt 
nicht mehr in den Süden Afrikas wie 
seit Mitte der 1990er Jahre, als nicht 
nur die Südafrikaner/innen selbst von 
der „Regenbogennation“ Nelson Man­
delas träumten. 

auch auf anderen Gebieten des 
gesellschaftlichen Lebens hat 

sich Ernüchterung, ja Pessimismus 
und Lethargie breitgemacht. Die 
Universitäten sind hiervon nur ein 
Beispiel. Aber ein gravierendes, denn 
die Zukunft eines jeden Landes liegt 
in der Jugend und in ihrer Bildung. 
Aber, so heißt es in einer Analyse der 
Berliner Rosa­Luxemburg­Stiftung 

richtig: „Die Universitäten sind schwer 
beschädigt, da der Finanzausfall nicht 
durch den Staat aufgefangen wird und 
dies zu einer langfristigen Zerstörung 
akademischer Bildung in Südafrika 
führen kann.“ (Antje Schumann).

Gelöst werden kann die Misere an 
den südafrikanischen Universitäten 
und Hochschulen, so ist anzuneh­
men, nur im Zusammenhang mit der 
generellen Lösung der angehäuften 
politischen und ökonomischen Fra­
gen. Wenn diese Probleme nicht bald 
in den Griff zu bekommen sind – so 
selbst Präsident Zuma in einer Rede 
zu Beginn des Jahres 2017 – steht das 
Wohl, ja die Existenz des Staates auf 
dem Spiel. 

Prof. Dr. rer. pol. habil. & Dr. phil. & PhD 
(Grahamstown) Ulrich van der Heyden, 
Visiting Professor an der University of South 
Africa, Pretoria.
Im Text erwähnte Literaturhinweise: 
Richard Pendfold, Dishonorable reception 
for honored guest, in: Noseweek, no. 194, 
Cape Town 2015, S. 16–17; 
ders. Kafka in Africa, in: ebenda, no. 197, 
Cape Town 2016, S. 22–23; 
Antje Schumann, Dekolonisierung von 
Südafrikas Universitäten. Studentenpro-
teste dekonstruieren gesellschaftliche 
Normen (=Standpunkte, Nr. 26), Berlin 
2016, S. 4.
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Kein Austritt Südafrikas aus dem 
ICC. Anfang März hat Südafrika sei­
nen Austritt aus dem Internationalen 
Strafgerichtshof (International Criminal 
Court/ICC) widerrufen, nachdem der 
High Court von Gauteng die ersten 
Schritte der Regierung dazu für ver­
fassungswidrig und illegal erklärt 
hat te. Da der Beitritt zum Gerichtshof 
seinerzeit vom Parlament in Kapstadt 
ratifiziert worden wäre, so der Gerichts­
hof, müßte auch die Notifikation des 
Austritts von der Volksvertretung ab­
gesegnet werden; dies sei allerdings 
nicht erfolgt.

2016 hatte der stv. Justizminister 
Südafrikas, John Jeffery, den Austritt 
aus dem ICC damit begründet, daß 
der Gerichtshof einseitig gegen Afri­
ka eingestellt sei und es hingenom­
men hätte, von einem einflußreichen 
Nicht­Mitgliedsstaat (nämlich den 
USA) gesteuert zu werden. Konkreter 
Anlaß dafür war die Debatte über den 
Südafrika­Besuch des Präsidenten 
des Sudan, Omar Hassan al­Bashir, 
dem vom ICC Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, Kriegsverbrechen 
und Völkermord vorgeworfen werden. 
Trotz des internationalen Haftbefehls 
von 2009 bzw. 2010 und einer süd­
afrikanischen Anzeige während des 
Besuchs ermöglichte die Regierung 
dem umstrittenen Staatsgast die 
Aus reise bei Nacht und Nebel, was 
von vielen auf den Einfluß der Brüder 

Gupta, die mit Bashir in Verbindung 
stehen, zurückgeführt wurde (zum 
Thema State Capture siehe S. 12 in 
diesem Heft).

Krise im südafrikanischen Sozi­
alsystem. Ungefähr 16 Millionen 
Südafrikaner/innen leben von der 
staatlichen Sozialbeihilfe – jetzt aber 
macht sich Panik breit. Per Ende März 
läuft der Vertrag zwischen der Sozial­
agentur SASSA, die namens des 
So  zi alministeriums für die Verwaltung 
zuständig ist, und der privaten Firma 
Cash Paymaster Services (CPS) aus, 
welche die monatlichen Auszahlungen 
durchführt. Bereits 2013 hatte der Ver­
fassungsgerichtshof diesen Vertrag 
für ungültig erklärt und die Regierung 
beauftragt, einen Vertrag mit einer an­
deren Firma zu schließen. Nach wie vor 
weigert sich Sozialministerin  Bathabile 
Dlamini jedoch – offenbar mit Deckung 
durch Präsident Zuma –, diesem Urteil 
nachzukommen. Sie kalkuliert offenbar 
damit, daß es politisch unmöglich 
wäre, die Zahlungen einzustellen. 
Nachdem keine Alternative gesucht 
wurde, scheint eine Verlängerung des 
Vertrags mit CPS derzeit faktisch die 
einzige Option.

CPS ist eine US­amerikanische Fir­
ma mit Verankerung in der neureichen 
schwarzen Elite, die vertragswidrig die 
persönlichen Daten der Grant­Empfän­
ger/innen an ihren Mutterkonzern Net1 
weitergegeben hat (das veranlaßte 
seinerzeit das Einschreiten des Ver­
fassungsgerichthofs). Folge dessen 
waren zahlreiche Werbezusendungen 
an die Handynummern der Betroffe­
nen, insbesondere von Finanzdienst­
leistern, die angeblich günstige Kre­
dite anboten. Viele kaum bemittelte 
Menschen nahmen diese Angebote 
an und verstrickten sich dadurch 
immer tiefer in private Schulden, die 
durch automatische Abzüge von der 

Regierungsunterstützung abgezahlt 
werden. Ob und an wen darüber hinaus 
„Begünstigungen“ aus dem CPS­Deal 
geflossen sind, ist derzeit unbekannt.

Südafrikas Oberster Richter Mo­
goeng Mogoeng hat von SASSA 
ultimativ per 14. März eine Erklärung 
zum  aktuellen Stand gefordert. 
SASSA­Geschäftsführer Thokozani 
Magwaza ließ in einem Interview 
durchblicken, daß ihm die Ministerin 
öffentliche Äußerungen zum Thema 
untersagt hätte – eine offene Mißach­
tung des Verfassungsgerichtshofes 
und ein klarer Verstoß gegen die Um­
verteilungsrhetorik des ANC. Dlamini 
zählt zu den stärksten Unterstützern 
des Präsidenten im Kabinett und dürfte 
sich auch für dessen geschiedene 
Frau Nkosazana Dlamini­Zuma als 
potentielle Nachfolgerin stark machen. 

Südafrika zum Wiedereintritt 
Marokkos in die Afrikanische 
Union. 33 Jahre nach seinem Austritt 
aus der damaligen Organisation für 
Afrika nische Einheit wurde Marokko 
Ende Jänner wieder feierlich in die 
AU aufgenommen, als nunmehr 55. 
Mitglied der Organisation. Der seiner­
zeitige Rückzug war aus Protest gegen  
die Anerkennung der Saharauischen 
Arabischen Demokratischen Republik, 
die nach wie vor gegen die völker­
rechtlich illegale Besetzung der West­
sahara durch das Königreich kämpft, 
durch die OAU erfolgt. Seitens der 
Unabhängigkeitsbewegung Polisario 
wird befürch tet, die Wiederaufnahme 
Marokkos kön  nte zur Erosion der 
traditionellen afrikanischen Unter­
stützung führen. Auch Vertreter des 
südafrikanischen Außenministeriums 
teilten inoffiziell diese Einschätzung.

Der umstrittene AU­Beschluß er­
folgte mit einer großen Stimmenmehr­
heit (39 von 54). Vorangegangen war 
eine umfassende Charmeoffensive 
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Marokkos unter Einschluß von Staats­
besuchen von König Mohamed VI., 
größeren Handels­ und Investitionsab­
kommen wie Verträge zum Bau einer 
Düngemittelfabrik in Äthiopien oder 
zur Errichtung einer Erdgaspipeline 
zwischen Nigeria und Europa. Darüber 
hinaus erwartet sich die Afrikanische 
Union, deren Budget derzeit zu 72% von 
USA und EU­Mitgliedsstaaten be zahlt 
wird, hohe Mitgliedsbeiträge und somit 
eine Verringerung der Abhängigkeit 
von außerafrikanischen Instanzen.

Angesichts der traditionellen Un­
terstützung Pretorias für die Sache 
der Unabhängigkeit der Westsahara 
schrieb der einflußreiche Daily Mav-
erick von einer diplomatischen Nie­
derlage Südafrikas gegen Marokko. 

Namibischer Genozid-Streit. 
Wäh rend die deutsch­namibischen 
Verhandlungen über eine Entschul­
digung der BRD für den Völkermord 
von 1904 an den Herero und Na­
ma und entsprechende Wiedergut­
machungsleistungen (INDABA 91/16) 
nicht wie vorgesehen mit Jahresende 
abgeschlossen wurden, nehmen 
die damit verbundenen politischen 
Probleme zu. Anfang Dezember 2016 
verließen Vertreter/innen der entspre­
chenden Opfergemeinschaften unter 
Protest eine Verhandlungsrunde in 
der deutschen Botschaft in Windhoek, 
weil der deutsche Sondervermittler 
Ruprecht Polenz darauf bestand, das 
durch Deutsche verursachte Leid 
im Holocaust sei nicht mit dem im 
Kolonialkrieg 1904­08 vergleichbar. 
Diese Sichtweise sei „unsensibel und 
arrogant“, erklärte Ida Hoffmann, Vor­
sitzende des Nama­Genozid­Komitees 
im Anschluß. „Heißt das, daß das Töten 
von Nama und Ovaherero nichts ist 
im Vergleich zum Töten eines Juden? 
Das kommt wieder darauf zurück, daß 
schwarze Leben nichts zählen“, so die 

Parlamentsabgeordnete. Die Aussage 
von Polenz nannte sie „ein Zeichen von 
offenkundigem Rassismus“. 

Einige Wochen später reichten die 
traditionellen Vertretungen der Ova­
herero und Nama eine Klage gegen 
Deutschland bei einem Bundesgericht 
in New York ein. Wie der Paramount 
Chief der OvaHerero, Advocate Vekuii 
Rukoro, und der Vorsitzende der Nama 
Traditional Authority, Chief David 
Frederick, erklärten, erwarteten sie 
sich nichts mehr vom diplomatischen 
Vorgehen ihrer Regierung. Eher würde 
die Rechtsprechung in den Verei nigten 
Staaten den Geschädigten des Völker­
mords zu ihrem völker­ und menschen­
rechtlich verbrieftem Recht verhelfen 
(was von politischen Beobachtern 
allerdings bezweifelt wird).. 

Inzwischen hat auch die Vereinigte 
Republik von Tanzania beschlos­
sen, von der deutschen Regierung 
Entschädigung für die Kolonialher r­
schaft zu fordern. Nach dem Eindringen 
der Deutsch-Ostafrikanischen Ge­
sellschaft unter dem Abenteurer Carl 
Peters in den späten 1880er Jahren 
sei es zu drakonischem Landraub, 
Zwangsarbeit, wirtschaftlicher Aus­
beutung und ungerechter Besteuerung 
gekommen, argumentierte die Regie­
rung Anfang Februar im Parlament von 
Dodoma. Etwa 75.000 Menschen seien 
während des Maji Maji­Aufstands von 
deutschen Truppen getötet worden. 

Aufbegehren in Swaziland. Völ­
lig unerwartet hat das Parlament in 
Mbabane am 1. März den vorgelegten 
Budgetvoranschlag zurückgewiesen, 
weil er „an den Bedürfnissen der 
Be völkerung vorbeigehen“ würde. Fi­
nanzminister Martin Dlamini hatte den 
Haushaltsplan zuvor mit „nationalen 
Sicherheitserwägungen“ begründet. 
In der Tat sind 12% der 1,66 Mrd. 
US­$ umfassenden Staatsausgaben 

für Sicherheit und Militär vorgesehen, 
weitere Budgetposten erweitern die 
finanziellen Ressourcen der Polizei für 
das „Management von Menschenmas­
sen“. Öffentlich kritisiert wurde auch 
die Bereitstellung von 20 Mio. US­$ 
für den Ankauf von Bibeln für „religiöse 
Erziehung“. 

Um die Bedeutung dieses öffent­
lichen Widerstands zu ermessen, 
ist daran zu erinnern, daß politische 
Parteien in der Königsdiktatur Swazi­
land verboten sind und bei den letzten 
Parlamentswahlen 2014 (INDABA 
81/14) nur „unabhängige Kandidaten“ 
kandidieren durften. Diese mußten 
zuvor in Volksversammlungen nomi­
niert werden, die von den traditionel­
len Chiefs geleitet wurden. Trotzdem 
kamen 55 Mandatare erstmals ins Par­
lament; unter ihnen befand sich auch 
der oppositionelle Gewerkschafts­
aktivist Jan Sithole. Laut Verfassung 
werden zehn weitere Mitglieder des 
Parlaments vom König bestimmt.

Dennoch scheint derzeit keine 
Mehrheit für die vom König eingesetzte 
Regierung mehr zu bestehen. In einer 
Resolution forderte das Parlament 
diese vielmehr auf, binnen zweier Tage 
eines neues Budget vorzulegen, in 
dem sauberes Trinkwasser, bessere 
Straßen, neue Krankenstationen sowie 
höhere Unterstützungen für alte und 
behinderte Menschen und für lokale 
Sozialprojekte Prioritäten sein sollten. 
Immerhin leben 63% der Bevölkerung 
in Swaziland unter der Armutsgrenze.

Das Aufbegehren war freilich nur 
kurzfristig: Auf Anordnung des er­
nannten Premiermi nisters, Barnabas 
Dlamini, mußte das Parlament am 7. 
März seine mutige Entscheidung revi­
dieren, und das ursprüngliche Budget 
wurde bei Redaktions schluß ohne 
Plenardiskussion in den zuständigen 
Komitees diskutiert.
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Madam, Südafrika hat in Bezug auf 
demokratische und soziale Grund-
rechte eine der fortschrittlichsten Ver-
fassungen der Welt, und trotzdem hat 
man das Gefühl, daß sich die politische 
Führung, aber auch ein großer Teil der 
Bevölkerung diese Werte nicht zu eigen 
gemacht hat. Warum ist das so?

Ja, es gibt eine gewisse Kluft 
zwischen den Versprechungen der 
Verfassung und dem alltäglichen Le­
ben der Menschen – vor allem derjeni­
gen, von denen man sagt, sie hätten 
den Anschluß verloren. Aber ich würde 
nicht sagen, daß es überhaupt keine 
Verbindung gibt zwischen den Men­
schenrechten, die in der Verfassung 
verankert sind, und der Realität. Wenn 
es um die zivilen und politischen 
Rechte geht, die schwarze Menschen 
unter der Apartheid früher nicht hatten, 
dann werden diese Rechte respek­
tiert. Das Problem liegt eher bei den 
sozialen und wirtschaftlichen Rechten. 

Zwar ist die soziale Sicherheit ga­
rantiert, die Regierung investiert hier 
Milliarden, und auch in Bereichen wie 
Bildung, Wohnen usw. gibt es relative 
Verbesserungen. Sehr wohl aber 
ist das Tempo ein Problem, in dem 
diese Leistungen für alle zugänglich 

gemacht werden, es geht zu lang­
sam. Selbst bei der Umsetzung der 
zivilen und politischen Rechte gibt es 
Schwierigkeiten, wenn z. B. Frauen 
von ihren Ehemännern vergewaltigt 
werden, wenn Menschen nicht leicht 
Zugang zu den Gerichten finden usw., 
das geht alles nur zögerlich weiter. 
Trotzdem wird einiges getan, um 
diese Kluft zu schließen, besonders im 
Hinblick auf schlechte Verwaltung. Es 
gibt die Behörde des Public Protector, 
es gibt die Gerichte usw., die sich 
hier einschalten. Was wir trotz aller 
Bemühungen nicht im Griff haben, ist 
die Korruption. Sie steht dem Bestre­
ben, die sozialen und wirtschaftlichen 
Rechte allen zugänglich zu machen, 
entgegen.

Sie haben bei anderer Gelegenheit 
gesagt, die Respektierung der Men-
schenrechte seitens der politischen 
Führung sei in den letzten Jahren 
gesunken, insbesondere wegen der 
engeren Verbindungen Südafrikas mit 
Rußland und China. Ist das so?

Das ist mein ganz persönlicher 
Eindruck, vielleicht täusche ich mich. 
Aber ich habe den Eindruck, daß un­
sere Beziehung zu BRICS die höchsten 
Führungsorgane unseres Landes 
anfälliger für zweifelhafte Aktivitäten 
gemacht hat. Ich beziehe mich zum 
Beispiel auf die Einreiseverweigerung 
für den Dalai Lama. Aus welchem 
Grund hätte er nicht kommen sollen? 
Außer, daß man offensichtlich China 
nicht verärgern wollte. Oder unser Ab­
stimmungsverhalten in den UNO-Gre­
mien. Da nähert man sich offensichtlich 
unseren neuen Freunden in BRICS an 
und stimmt in einer Art und Weise ab, 
die im Gegensatz zu den Werten unse­
rer Verfassung steht, etwa wenn es um 
die Rechte von lesbischen, homosexu­
ellen oder Transgender­Menschen 
geht. Oder Südafrikas Austritt aus 
dem Internationalen Strafgerichtshof. 
Das ist keine genuine südafrikanische 
Position – wir waren doch ursprünglich 

State Capture gefährdet 
Demokratie
Madonsela will Aktivierung der Zivilgesellschaft

Wurden Präsident Zuma und staatliche Institutionen von ausländischen 
Investoren korrumpiert, um ihre wirtschaftlichen Interessen durchzusetzen? 
Thuli Madonsela, bis vor kurzem Public Protector der Republik Südafrika, hält 
das für möglich. Im Interview mit Walter Sauer spricht sie über die Gefährdung 
der südafrikanischen Demokratie und ihr Vertrauen in die Jugend des Landes.

Nach dem Interview
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Rechtsstaatlichkeit und der guten Re­
gierungsführung untergraben werden. 
Die Anschuldigung ist, daß eine Firma, 
die sich im gemeinsamen Eigentum 
des Sohnes des Präsidenten und der 
mit dem Präsidenten befreundeten 
Familie Gupta befindet, ungerecht­
fertigterweise Einfluß auf den Staat 
nimmt. Es wird behauptet, daß diese 
Art von Verbindung für die Entlassung 
des Finanzministers Ende 2015 und 
die Einsetzung eines neuen, diesen 
Leuten nahestehenden Ministers ver­
antwortlich gewesen sein soll – auch 
wenn das nur kurzfristig erfolgreich 
war –, und daß diese Verbindung bis 
heute Einfluß darauf nimmt, wer zu 
Ministern in strategischen Ressorts 
wie Finanzen oder Energie berufen 
wird. In der Zwischenzeit ist der frühere 
Geschäftsführer des halbstaatlichen 
Energieversorgers ESKOM, Herr Mole­
fe, der wegen Korruptionsvorwürfen 
zurücktreten mußte, ins Parlament be­
rufen worden – eine Unverschämtheit! 
Gerüchte meinen, er sei von Präsident 
Zuma als neuer Finanzminister, als 
Vorsitzender des Finanzkomitees 
im Parlament oder sogar als neuer 
Minister für die verstaatlichte Industrie 
vorgesehen. Dann würde er wiederum 
ESKOM, aber auch eine Reihe anderer 
Firmen kontrollieren. 

Darüber hinaus besteht der Ver­
dacht, daß auf Basis dieses ungerecht­
fertigten politischen Einflusses Firmen, 
die dieser Gruppe nahestehen, bei Re­
gierungsaufträgen bevorzugt werden, 
etwa im Bergbau. Und weiter, daß diese 
Firmen auch von Regierungssubven­
tionen profitieren, die für ganz andere 
Zwecke gedacht waren, nämlich für 
Black Economic Empowerment.

Ich habe das untersucht, und es 
gab in der Tat Prima­facie­Evidenz 
für Mißwirtschaft. Weil es aber sehr 
schwer war, an Informationen zu kom­
men, konnte ich diese Untersuchung 
innerhalb meiner Amtszeit nicht been­
den. Ich ordnete daher die Einsetzung 
einer Kommission an, die innerhalb 
von drei Monaten die Untersuchung zu 
Ende führen sollte, also eigentlich bis 
jetzt. Aufgrund formaler Spielchen kam 
sie bisher aber nicht zustande. Wenn 
sich dieses Problem der Inbesitznahme 
des Staates durch Privatinteressen als 
wahr herausstellen sollte, dann wäre 
das eine große Gefahr für unsere 
Demokratie. Denn bei Demokratie 
geht es darum, daß Vertreter/innen der 
Mehrheit gewählt werden, denen man 
Kompetenz zubilligt und von denen 
man annimmt, daß sie ihre Aufgaben 
im Sinne des Gemeinwohls und ohne 
eigene Partikularinteressen erfüllen. 
Aber wenn staatliche Institutionen 
ge  kapert werden, dann verlieren 
die Menschen das Vertrauen. Mehr 
noch: Wenn sie sehen, daß staatli­
che Repräsentanten straflos kriminell 
handeln, dann ermutigt das manche, 
ebenfalls kriminell zu handeln. Daher 
hoffe ich, daß die Kommission bald 
zusammentreten wird, denn je länger 
die Verzögerungstaktik wirkt, desto 
schwerer wird es sein, etwas zu be­
weisen.

Ich nehme an, es war für Sie persönlich 
nicht einfach, diese Reports zusam­
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Befürworter des ICC! Wir wollten den 
Internationalen Strafgerichtshof, weil 
es in Teilen Afrikas diese Kultur der 
Straflosigkeit für Verbrechen gab 
– für Tötungen, Plünderungen und 
Vergewaltigungen. Und diese Sorge 
ist immer noch da! Wenn wir uns jetzt 
vom ICC lossagen, dann stellen wir 
uns auf die Seite derer, die Leid ver­
ursachen, und nicht auf die Seite der 
Opfer. Ich bin ganz sicher, daß dies 
nicht die Haltung des ursprünglichen 
Südafrika gewesen wäre, nicht die Hal­
tung von Führern wie Nelson Mandela 
oder Thabo Mbeki. Die hätten sich bei 
Kritik an der Vorgangsweise des ICC 
für eine Reform des Strafgerichtshof 
ausgesprochen, um ihn fair zu machen, 
und wenn das nicht geklappt hätte, für 
eine Alternative, und erst wenn diese 
vollständig handlungsfähig gewesen 
wäre, hätten sie den ICC verlassen. 
Denn die Probleme, deretwegen der 
Strafgerichtshof gegründet wurde, 
bleiben ja bestehen. Wenn man ihn 
verläßt, löst man die Probleme nicht.

Kommen wir zu Ihrer Tätigkeit als 
Public Protector. Ihr großer Bericht 
über Nkandla, die Renovierung einer 
Residenz des Staatspräsidenten, hat 
auch in Österreich große Aufmerk­
samkeit erregt, weniger jedoch der 
zweite, den Sie kurz vor dem Ende 
Ihrer Amtszeit vorgelegt haben: State 
of Capture.

Eigentlich gibt uns dieser zweite 
Report viel mehr Grund zur Sorge. 
Bei Nkandla ging es um die ex­
zessive Ausdehnung von Privilegien, 
die staat lichen Funktionsträgern 
zustehen. Freilich nur in dem vom 
Gesetz geregelten Ausmaß, und bei 
Nkandla ging es halt darüber hinaus. 
State Capture ist viel gefährlicher, 
denn hier besteht die Gefahr, daß 
die Grundlagen der Demokratie, der 
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menzustellen. Wie haben Sie das 
geschafft?

Ja, es war schwierig, die Fakten zu 
erheben, und ich stand auch politisch 
unter einem gewissen Druck, wurde 
attackiert. Aber wenn Sie eine Aufgabe 
haben, die Ihnen das Gesetz überträgt, 
dann müssen Sie diese erledigen. Der 
Job muß getan werden, sonst müssen 
Sie Ihr Lebtag lang damit leben. Man 
muß das mit seinem Gewissen verein­
baren. Sonst wird man sich immer vor­
werfen, jemanden geschont zu haben 
oder zu ängstlich gewesen zu sein. Es 
ist besser, kurzfristig Schwierigkeiten in 
Kauf zu nehmen, als sich lebenslang 
Gewissensvorwürfe machen zu müs­
sen. Die einzige Instanz, die mich 
beurteilt, bin letzten Endes ich selber. 
Es ging um den Respekt vor meinen 
eigenen Werten und um die Bewahrung 
meiner Integrität.

Was die Zukunft Südafrikas betrifft: Sie 
sprechen öfters von der Agenda 2063 
der Afrikanischen Union, die Afrika zu 
eine Zone des Friedens, des Wohl-
stands und der Demokratie machen 
möchte. Ist das überhaupt realistisch?

Südafrika hat diese Erklärung 
ratifiziert, die Regierung ist daran 
gebunden. Ich vertraue auf die jungen 
Löwen, die Jugend Südafrikas, und 
hoffe, daß sie unsere Verfassung und 
die Agenda 2063 lesen und dann die 
Regierung zur Verantwortung ziehen. 
Schon jetzt fordert die Jugend soziale 
Gerechtigkeit ein, sie steht gegen die 
Regierung auf und konfrontiert sie mit 
den Problemen, zum Beispiel bei der 
Finanzierung des höheren Bildungswe­
sens. Ich glaube, daß dieses Erwachen 
der Jugendlichen weitergehen wird. 
Daß die Gesellschaft die Demokratie 
den Politiker/inne/n und den Gerichten 
überlassen hat, war keine gute Idee. 

Die Zivilgesellschaft hätte sich stärker 
in die Entwicklung der demokratischen 
Institutionen einbringen müssen, so­
wie sie das in den vergangenen zwei 
Jahren getan hat. Die Zivilgesellschaft 
wird im Augenblick stärker und stärker, 
und ich selber bringe mich in diesen 
Prozeß ein. Wir werden im März eine 
Stiftung eröffnen, die sich um die Vertei­
digung und Stärkung der Demokratie 
in Südafrika kümmern soll, durch 
Dialogprogramme und die Ausbildung 
von politischen Führern.

Man könnte allerdings skeptisch 
wer  den, wenn man die Situation an 
den Universitäten betrachtet – sicher 
gute Gründe für Protest, aber die Me-
thoden, die von manchen angewendet 
wurden...

Ich bin zuversichtlich. Die Stu die ­
renden haben ihre Lektion gelernt. Sie 
reagierten eigentlich normal – genau­
so, wie wenn Ihnen jemand auf die 
Zehen tritt und Sie stoßen ihn weg. 
Dann erst beginnen Sie sich inhaltlich 
auseinanderzusetzen. Man muß auch 
sehen, daß der Staat sehr gewalttätig 
geantwortet hat. Die Polizei hat brutal 
agiert, und es wurden alte Gesetze aus 
der Zeit der Apartheid angewendet. 
Heute sind die Studierenden oder die 

oppositionellen Economic Freedom 
Fighters betroffen, morgen vielleicht 
die normalen Leute. Ich glaube nicht, 
daß die Studierenden wieder in dieses 
Ausmaß an Gewalt zurückfallen wer­
den, aber gleichzeitig werden sie auch 
nicht aufhören, den Staat an seine 
Pflichten zu erinnern. Gerade meine 
Stiftung soll dazu beitragen, daß die 
Zivilgesellschaft alle Mittel und Instru­
mente kennt und anwenden kann, um 
den Staat zur Verantwortung zu ziehen.

Glauben Sie, daß Leute in Österreich, 
unsere Mitglieder und Abonnent/inn/
en zum Beispiel, sinnvoll zu diesem 
Prozeß in Südafrika beitragen können? 
Was ist Ihrer Meinung nach die Rolle 
der internationalen Gemeinschaft?

Es gibt eine Rolle für internationale 
Unterstützung, sie ist notwendig. Vor al­
lem, wenn es um soziale Gerechtigkeit 
geht. Viele der protestierenden Stu­
dent/inn/en z. B. sind bettelarm, sie 
benötigen Unterstützung. Oder wenn 
es um gute Regierungsführung geht 
und um den Kampf gegen Korruption. 
Für Ihr fortgesetztes Interesse an 
Südafrika möchte ich Ihnen danken. 
Wir sind dankbar für Ihre Unterstützu­
ng in der Vergangenheit, und wir sind 
ebenso dankbar für Ihre Unterstützung 
heute.

Thuli Madonsela (INDABA 92/16) nahm von 
20.-23. Februar auf Einladung des Bruno 
Kreisky-Forums für internationalen Dialog 
an der Tagung „Afrika. Dimensionen eines 
Kontinents“ in Wien teil.

Madonsela-Stiftung: 
www.thumafoundation.org
Agenda 2063 der Afrikanischen Union: 
http://www.un.org/en/africa/osaa/pdf/au/
agenda2063.pdf
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während der letzten Wochen 
wur den chinesische Staatsange­

hörige aufgegriffen und wegen Ver­
brechen in Zusammenhang mit wild 
le   ben den Tieren angeklagt, inklusive 
des illegalen Besitzes von Nashorn­
Hörnern, Elfenbein und den Häuten 
und Schuppen von Schuppentieren.

Wir erkennen natürlich die Tat­
sache an, daß nicht alle chinesischen 
Staatsangehörigen in Verbrechen 
im Zusammenhang mit Wildtieren 
verwickelt sind. Die namibischen 
Um weltschutzkreise sind jedoch der 
Meinung, daß die Situation hinsichtlich 
chinesischer Staatsangehöriger, die 
Delikte in Zusammenhang mit wild 
lebenden Tieren begehen, wesentlich 
ernster und weiter verbreitet ist, als sie 
zur Kenntnis genommen wird. 

Bis zur Ankunft einer großen Anzahl 
chinesischer Staatsangehöriger in 
Namibia war die Häufigkeit von kom­
merziellen Verbrechen und Delikten 
in Zusammenhang mit wild lebenden 
Tieren äußerst gering. 

Als chinesische Staatsangehörige 
in alle Regionen von Namibia zogen, 
dort Unternehmen gründeten und 
Netzwerke aufbauten, Schürflizenzen 
für Mineralien erwarben und Zahlun­
gen für Produkte von wild lebenden 
Tieren anboten, ist die Häufigkeit von 
Wilderei, illegalem Einfangen von 
Wildtieren sowie der Sammlung, der 
Tötung und dem Export von diesen 
exponentiell gestiegen. Chinesische 
Staatsangehörige waren darin in­

volviert bzw. sind die kommerziellen 
Antriebskräfte hinter:
• der Eskalation des Wilderns von 
Nashörnern und Elefanten in Namibia 
und dem illegalen Export von Hörnern 
von Nashörnern und Elfenbein,
• dem Fang, Handel mit und Export 
von Schuppentieren,
• dem Import von chinesischen Mono­
filament-Fischernetzen in indu striellen 
Mengen über Zambia in den Nordosten 
von Namibia, die die Fische rei in den 
Flüssen Zambezi, Chobe, Kwando und 
Okovango zerstören,
• der unnachhaltigen Kommerzia­
lisierung der Fischerei in diesen 
nord­östlichen Flüssen und Feuchtge­
biet­Systemen für Exporte in Groß­ und 
Kleinstädte in benachbarten Ländern,
• dem Fangen und Töten von Karmin­
spinten und deren Brutkolonien durch 
Netze, 
•  der Zunahme von Busch  fleisch-
wil de rei, dort wo chinesische Staats  ­
angehörige im Straßenbau und an­
deren Tätigkeitsbereichen auf dem 
Gebiet der Infrastruktur arbeiten, 
ein schließlich Schildkröten, Waranen, 
Pythons und jeglichen anderen Formen 
von Wildfleisch, inklusive Fleisch von 
geschützten und gefährdeten Arten, 
•  dem illegalen Fangen von Schalen­
tieren an der namibischen Küste,
•  dem illegalen Transit durch Namibia 
und dem versuchten Export von ge­
wilderten Abalone­Muscheln aus den 
Gewässern um das Kap über nami­
bische Häfen. 

wir sind besorgt angesichts der 
offensichtlichen völligen Miß­

ach tung der wild lebenden Tierar ten 
von Namibia und ihrer Erhaltung 
so    wie der Tierschutzgesetze und 
der diesbezüg lichen Werte seitens 
chinesischer Staats angehöriger. Die 
Namibier/innen sind stolz auf ihr 
ökologisches Erbe, ihre reichhaltigen 
Ressourcen an Wildtieren und auf 
die institutionellen Me chanismen, die 
eingerichtet wurden, um diese nach­
haltig zu bewirtschaften. Namibia als 
Nation hat hart daran gearbeitet, diese 
natürlichen Schätze zu schützen und 
zu pflegen. Namibias Bewirtschaftung 
wild lebender Arten ist international 
gesehen ein Vorbild für gute Erhaltung 
und nachhaltige Nutzung. Wir haben 
diese Investitionen nicht getätigt, 
damit chinesische Staatsangehörige, 
oder irgendjemand sonst, dies wieder 
zunichtemachen können. 

Das illegale kommerzielle Inter es se 
einiger chinesischer Staatsangehö ri ger 
an Namibias geschützten Wildtierarten 
hat die Anfälligkeit armer Namibier/
in  nen ausgenützt und Gesellschaften 
gespalten. Es untergräbt die lokale 
Eigenverantwortung für die natürli­
chen Ressourcen und die Befugnis 
der Gemeinden, ihre wild lebenden 
Tierarten klug zu bewirtschaften, zum 
langfristigen Nutzen für die Gemein­
de. Es untergräbt Namibias weltweit 
ge  lobtes gemeinde­basiertes Arter­
haltungsprogramm und fügt Namibias 
internationalem Ruf auf den Gebieten 

China unterläuft Artenschutz
Mit einem scharfen Protest gegen die Verletzung von Umwelt- und 
Artenschutzbestimmungen durch chinesische Staatsbürger/innen wandten 
sich zahlreiche namibische Organisationen am 21. Dezember 2016 an den 
chinesischen Botschafter in Windhoek, Xin Shunkang.
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der Arterhaltung und der nachhaltigen 
Entwicklung erheblichen Schaden zu. 

die kürzlich erfolgte Ankündigung 
seitens chinesischer Geschäfts­

kreise, N$ 30.000 zum Kampf gegen 
Nashorn­Wilderei beizusteuern, zeugt 
von einem absoluten Unverständnis 
hinsichtlich des wirtschaftlichen Aus­
maßes des Problems. Tatsächlich 
stellt dies eine Beleidigung für den 
namibischen Umweltschutzsektor und 
für die namibische Umwelt dar. Eine 
sehr konservative Schätzung des Aus­
maßes der Verluste für Namibias wild 

lebende Tierarten und Ökosysteme, die 
durch chinesische Staatsangehörige 
verursacht wurden, beträgt ungefähr 
N$ 811 Millionen. Und dies beinhaltet 
nicht die beträchtlichen zusätzlichen 
Ressourcen, welche die namibische 
Regierung, Sponsoren, Gemeinden, 
der private Sektor und NGOs in den 
Kampf gegen eskalierende Ver brechen 
in Zu sammenhang mit wild leben den 
Tie rarten investiert haben. Diese 
Mittel hätten besser in produktivere 
Aktivitäten wie in die Fortsetzung der 
Entwicklung der Sektoren Wildtiere und 
Tourismus und die Verbesserung des 

Lebens und der Lebensbedingungen 
in ländlichen Gemeinden investiert 
werden sollen.

wir behaupten nicht, das Ver­
hältnis zwischen chinesischen 

Staatsangehörigen und dem chinesi­
schen Staat ganz zu verstehen. Es hat 
aber den Anschein, daß chinesische 
Staatsangehörige nicht die Freiheit 
haben, Pässe zu erhalten und un­
abhängig in der Welt herum zu reisen, 
ihr privates Kapital einzubringen, und 
Unternehmen in ihrem Namen in jedem 
Land, das sie aufnimmt, zu gründen, 

Nochmals: Artenschutzkonferenz Johannesburg

Ein interessanter Beschluß der Ende September 2016 in Johannesburg zu Ende gegangenen 17. Konferenz des 
Artenschutzabkommens/COP17 in Johannesburg (INDABA 92/16) wurde erst jetzt bekannt: Die Einrichtung einer 
Arbeitsgruppe, die bis zur nächsten Tagung 2019 in Sri Lanka Vorschläge zur Einbeziehung ländlicher Gemein­
schaften in die Tätigkeit des Artenschutzabkommens CITES erstellen soll. An dieser Arbeitsgruppe sollen Vertreter/
innen sowohl der Mitgliedsstaaten als auch der bäuerlichen Kommunitäten beteiligt sein. Einen vergleichbaren Bes­
chluß hatte im September 2016 der Weltkongress der International Union for Conservation of Nature (IUCN) gefasst.  

Der CITES­Beschluß, der auf einen Antrag Namibias, Tanzanias, Zambias und Zimbabwes zurückgeht, stellt 
einen ersten Durchbruch des Konzepts community-based natural ressource management (CBNRM) in CITES dar. 
Es sei einerseits weithin akzeptiert, erklärten die ursprünglichen Antragsteller, daß die Einbeziehung der lokalen 
Gemeinschaften in Programme des Artenschutzes dessen Nachhaltigkeit fördere und Wilderei oder illegalen Handel 
mit geschützten Tieren reduziere; dessenungeachtet würden andererseits indigene Volksgruppen und bäuerliche 

Gemeinschaften vom Artenschutzabkommen fast völlig ignoriert. Die vier genann­
ten Staaten beantragten daher die Einrichtung eines sog. Rural Communities 
Committee, in dem anerkannte indigene Gemeinschaften sowie regionale CBN­
RM-Organisationen vertreten sein sollten.

Da der Antrag in dieser Form nicht mehrheitsfähig gewesen wäre, wurde von 
einer Arbeitsgruppe der Konferenz der o. g. Kompromiß ausgearbeitet, welcher 
der Errichtung eines solchen Komitees durch COP 18 den Weg bahnen dürfte.

Von der österreichischen Delegation wurde das Grundanliegen der vier Antrag­
steller aus dem Südlichen Afrika sowie der gefundene Kompromiß erfreulicherweise 
unterstützt. Die Bewahrung der Biodiversität sei ohne die nachhaltige Entwicklung der 
ländlichen Gemeinschaften nicht möglich, hieß es in dem von Umweltminister Andrä 
Rupprechter (ÖVP) autorisierten Statement; die von CITES vorangetriebene globale 
Verantwortlichkeit für nationale und lokale Ressourcen scheitere vielmehr häufig 
an der Marginalisierung der lokalen Interessen, etwa beim Schutz der Elefanten: 
„Die weltweite Umweltschutzgemeinde übernimmt nämlich keine Verantwortung 

für Einkommensverluste, die nationalen oder ländlichen Gemeinschaften als Resultat von Handelsrestriktionen oder 
-verboten entstehen. Kooperative Partnerschaften mit den Menschen, die mit und neben natürlichen Ressourcen 
leben und in vielen Fällen in ihrem Lebensunterhalt davon abhängen, sind daher die Vorbedingung für einen Erfolg.“

Namibias Umweltminister 
Pohamba Shifeta
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unabhängig vom chinesischen Staat. 
Somit scheinen chinesische Staats­
angehörige in Namibia Teil eines 
vom Staat geförderten Systems zu 
sein. Wir gehen also davon aus, daß, 
da Sie der hochrangigste chinesi­

sche Beamte in Namibia sind, alle 
chinesischen Staatsangehörigen in 
Namibia in Ihre Zuständigkeit fallen.  
Somit rufen wir Sie auf, den Ver­
brechen in Zusammenhang mit wild 
lebenden Tieren, die von einigen 
chinesischen Staatsangehörigen in 
Namibia begangen, gefördert, oder 
finanziert wurden, für die diese einen 
Anreiz geboten haben oder die sie auf 
andere Weise verübt oder unterstützt 
haben, unverzüglich Einhalt zu ge­
bieten. Des Weiteren appellieren wir 
an die chinesische Regierung, dies 
wieder gut zu machen, indem sie auf 
transparente und international aner­
kannte Weise und im Verhältnis zu dem 
verursachten Schaden in Namibias 
Umweltsektor investiert, um dabei zu 
helfen, Namibias Populationen an wild 
lebenden Arten sowie Ökosysteme 
und Verwaltungssysteme wieder auf­
zubauen und Namibias guten Ruf 
wiederherzustellen.

Dieser Brief gibt nicht nur die 
Meinung der 40 nachstehend ange­
führten Umweltorganisationen wieder, 
sondern stellt auch den Standpunkt 

zahlreicher Mitglieder der namibischen 
Öffentlichkeit und unserer internatio­
nalen Freunde dar. Die Gefühle, die 
in den letzten Monaten von einem 
breiten Spektrum der namibischen Ge­
sellschaft in den sozialen Medien zum 

Ausdruck gebracht wurden, 
und die Empörung über die 
führende Rolle, die chine­
sische Staatsangehörige bei 
Verbrechen in Zusammen­
hang mit Wildtieren spielen, 
wurden sicherlich auch von 
Ihnen und von Mitgliedern 
ihrer Botschaft zur Kenntnis 
genommen. Sie sind sich sich­
er auch der Gefühle bewußt, 
die von unserem Präsidenten, 
dem Minister für Umwelt und 
Tourismus und von dem nami­

bischen Polizeiinspektor zum Ausdruck 
gebracht wurden, wie von den lokalen 
Medien berichtet wurde.

die Zeit der Tatenlosigkeit ist vor­
bei. China verfolgt eine Politik 

der Nicht­Intervention, und dennoch 
stellen diese Aktionen seitens einiger 
chinesischer Staatsangehöriger und 
die offensichtliche Tatenlosigkeit Ihrer 
Botschaft, wenn es darum geht, sich mit 
dem Problem auseinander zu setzen, 
direkte und indirekte Interventionen 
dar, die katastrophale Auswirkungen 
auf unsere politischen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen, auf unsere 
Umweltkultur und unsere Ethik sowie 
auf unser natürliches Erbe und auf 
unsere nationalen Naturschutz­ und 
Entwicklungsprogramme haben. Sie 
haben auch enorme negative Aus­
wirkungen auf unsere Menschen und 
deren Einkommen sowie auf unseren 
internationalen Ruf.

wir unterstützen die Politik unserer 
Regierung, ausländische Inve­

sti tionen anzuziehen, um Wachstum, 

Beschäftigung und Entwicklung zu 
stimulieren. Und wir stellen uns allen 
Formen der Ausländerfeindlichkeit und 
des Profilings entgegen. Wir erwarten 
jedoch, daß sich ausländische In­
vestoren und ihre Staatsangehörigen 
an Namibias Gesetze halten und die 
Kulturen, die ethischen Vorstellungen 
und die Werte Namibias akzeptieren. 
Zu viele chinesische Staatsangehö­
rige haben Namibias Umweltrecht 
mißbraucht, und das löst zunehmend 
Verstimmung und Ärger unter den Na­
mibier/inne/n aus. Durch ihre kriminel­
len Handlungen und ihre unverhohlene 
Mißachtung der rechtlichen und 
ö ko   lo  gischen Werte Namibias haben 
einige chinesische Staatsangehörige 
die Aufmerksamkeit auf sich und ihre 
Nationalität gelenkt. Wir sind betroffen 
darüber, wie wenig die chinesische 
Bot  schaft in Namibia anscheinend 
unternimmt, um dieses Problem zu 
bewältigen. 

Der von Chris Brown gezeichnete (und von 
uns redaktionell gekürzte) Brief wurde von 
31 Mitgliedern der Namibian Chamber of 
Environment (http://www.n-c-e.org) und 
neun weiteren namibischen Umweltorgani-
sationen unterstützt.

Was seither geschah: Botschafter Xin 
Shunkang lud für 4. Jänner eine Delega-
tion der NCE zu einem Gespräch ein, bei 
dem es zu einer „offenen und lebendigen 
Diskussion“ kam. Wie der Diplomat erklärte, 
wende er sich absolut gegen alle krimi-
nellen Aktivitäten von Angehörigen der 
Volksrepublik China, inklusive solche gegen 
Arten- und Umweltschutz. Es wurde eine 
intensive Zusammenarbeit zwischen der 
Botschaft und den NGOs vereinbart, um 
die anstehenden Probleme einer Lösung 
zuzuführen – allerdings erst für die Zeit 
nach dem chinesischen Neujahrsfest (Anm. 
d. Red.).
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die Idee entstand vor etlichen 
Jahren bei der Präsentation des 

Lageberichts „Schwarze Menschen in 
Österreich 2010“. In den Jahren darauf 
wurden Recherchen in Bibliotheken 
sowie im Archiv der KZ­Gedenkstätte 
im Innenministerium durchgeführt. 
Durch die Zusammenarbeit mit dem 
Universitätslehrgang Library and In-
formation Studies der Universität Wien 
ergab sich schließlich die Möglichkeit 
zu eingehenderen Recherchen, aus 
denen die Anfang März präsentierte 
Studie von Barbara Fuchslehner und 
Karin Röhrling entstanden ist.

Sie ist die bisher umfassendste 
Forschungsarbeit über die weithin ver­
gessenen Gefangenen afrikanischer 
Herkunft im NS­Konzentrationslager 
Mauthausen. Damit wird eine gravie­
rende Lücke in der zeitgeschichtlichen 
Forschung zumindest teilweise ge­
schlossen und zugleich ein Beitrag zur 
Vergangenheitsbewältigung geleistet. 
Auch in der Gedenk kultur Österreichs 
sollten die afrikanischen Opfer des 
Nationalso zialismus ihre angemes­
sene Berücksichtigung finden.

daß die Existenz von KZ­Häftlin­
gen afrikanischer Herkunft der 

Öffentlichkeit bislang weitgehend 
unbekannt war, hat mehrere Gründe. 
Erstens stehen in Forschung und 
Gedenkkultur die großen nationalen 
Opfergruppen im Vordergrund: etwa 
90.000 Polen, etwa 37.000 aus der 
damaligen Sowjetunion. Zweitens 
kon  zentrierte man sich vor allem in 
den ersten Nachkriegsjahrzehnten 
auf die politische Wichtigkeit: wieviele 
Kommunisten und Sozialisten, wieviele 
Legitimisten, wieviele Religiöse? Und 
ab den beginnenden 1990er Jahren 
rückten im Zuge der US­amerikan­
isch/israelischen „Holocaustindustrie“ 
(Norman G. Finkelstein) ohnehin alle 
nicht­jüdischen Gefangenengruppen 
ins Abseits.

Ein krasses Beispiel diesbezüglich 
berichtete der verstorbene deutsche 
Islamwissenschaftler Gerhard Höpp 
aus dem in Thüringen gelegenen KZ 
Mitelbau­Dora, wo seit DDR­Zeiten 
eine Gedenkinschrift an Häftlinge 
aus „Arabischen Staaten“ erinnerte. 
Bei einem Besuch 1992 habe ein 
israelischer Diplomat von der Leitung 
der Gedenkstätte die Entfernung dieser 
Inschrift verlangt. 

Daß aus all diesen Gründen klei­
nere oder politisch angeblich weniger 

wichtige Kategorien von Häftlingen 
unberücksichtigt blieben, ist bekannt 
– auch die Homosexuellen mußte 
jahrzehntelang um ihre Anerkennung 
kämpfen. Und ähnlich steht es eben 
auch um die Gefan­
genen afrikanischer 
Herkunft, die wenn 
nicht gänzlich ver­
gessen, so doch 
stark vernachlässigt 
wurden.

bislang war man 
von etwa siebzig 

nordafrikanischen 
(arabischen) und 
vier schwarzen Ge­
fangenen im KZ 
Mauthausen und 
ei nem weiteren in 
Hartheim ausgegan­
gen. Zu letzteren 
zählten der aus 
Äqua  torial­Guinea 
stammende José 
Carlos Grey Key aus Barcelona, ein 
republikanischer Aktivist im Spani­
schen Bürgerkrieg und danach der 
französischen Rési stance, der 1942 
ins KZ Mauthausen kam und überlebte; 

Afrikanische KZ-Häftlinge 
in Mauthausen
Nichts erinnert heute in der KZ-Gedenkstätte an die fast zweihundert 
Afrikaner/innen – meist aus dem Norden, aber auch aus anderen Teilen des 
Kontinents stammend –, die im damaligen Konzentrationslager und seinen 
Außenstellen inhaftiert waren. Viele von ihnen verloren unter dem Terror der 
Nazi-Schergen ihr Leben. Auch ein Südafrikaner befand sich unter ihnen. Ein 
neuer Forschungsbericht, betreut von Walter Sauer und simon INOU, zeigt eine 
gravierende Lücke der österreichischen Gedenkkultur auf.

Das in Mauthausen ent-
standene Bild von Francis-
co Boix zeigt José Carlos 
Grey Key mit Uniform als 
„Diener“ des Lagerkom-
mandanten
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weiters Lionel Romney aus Santo Do­
mingo, der angeblich als Hei zer eines 
US­amerikanischen Handels schiffs in 
deutsche Gefangenschaft kam und 
1944 ins KZ Mauthausen eingeliefert 
wurde – auch er erlebte die Befreiung; 
und Tiemoko (oder Tiéméko) Garan 
Kouyaté aus Mali, ein kommuni  st i scher 
Aktivist, der in Frankreich in die Hände 
der Gestapo fiel und nach Maut hausen 
deportiert wurde, wo er 1944 starb; 
weiters ein George Maudar (oder 

Naudar) aus Guadeloupe, über den 
wenig bekannt ist, sowie der Belgier 
Jean Vosté, der in Graz und Hartheim 
inhaftiert war und dann nach Dachau 
verlegt wurde; auch sie erlebten die 
Befreiung 1945.

Durch die Studien von Fuchsleh­
ner und Röhrling, basierend auf einer 
Teilauswertung der Datenblätter im 
Archiv der Gedenkstätte im Innenmi­
ni sterium im Abgleich mit publizierten 
Gefangenen verzeichnissen, gelang 
es nun nicht nur, eine fast doppelt so 
große Zahl von Häftlingen afrikani scher 
Herkunft zu identi fzieren, sondern auch 
verschiedene bio graphische Details 
über sie zu erheben. Aufgrund der 
riesigen Datenmenge (ca. 169.000 
Kar teikarten) wur den in ei nem ersten 
Schritt nur Inhaf tierte, die als „Franzo-
sen“ klas sifi ziert waren, nach ih rem 
(afrika nischen bzw. karibi schen) Ge-
burtsort erfaßt, da zur Zeit des Zweiten 

Weltkrieges ein Großteil Af rikas zum 
Kolo ni al  besitz Frank reichs gehörte 
und die französischen Kolonien in 
der Karibik von einem hohen Anteil 
schwarzer Menschen geprägt waren. 
Die Notwendigkeit eines zwei ten For­
schungsdurchgangs zur Erfassung der 
als „Briten“, „Belgier“ etc. klassifizierten 
Häftlinge mit afrikanischem Geburtsort 
ist also evident und würde die Zahl der 
Betroffenen noch weiter, wenn auch 
vermutlich nicht wesentlich, erhöhen 

– etwa in die Gegend 
von 200.

daß dabei mit René 
Lescoute auch ein 

1920 am Kap der gu ten 
Hoffnung geborener 
Süd afrika ner – vermut­
lich ein Weißer – zum 
Vor  schein kam, war für 
uns erstaunlich. Sein 
Le benslauf, der ihn zum 
Theo lo giestudium nach 

Mont pellier in Frankreich und dann ins 
KZ Maut hausen führ te, müßte durch 
weitere Forschungen geklärt werden. 
Lescoute starb am 28. Jänner 1945 
in Ebensee.

als wichtigste Ergebnisse dieser 
Studie halten wir fest:

• Die größte nationale Gruppe unter 
den 155 erfaßten Häftlingen stammte 
aus Algerien (104); die übrigen kamen 
aus dem restlichen Nordafrika (Tune­
sien, Marokko und Ägypten: 38), aus 
dem subsaharischen Afrika (8) und aus 
der Karibik (5);
• Gründe für die Inhaftierung wa­
ren im wesentlichen politische: Die 
be trof fenen Personen wurden als 
„Schutzhäftlinge“ bzw. „Vorbeugungs-
häftlinge“ ins KZ einge wiesen, nicht  
unbedingt aber aufgrund ihrer Haut­
farbe oder aus rassenideologischen 
Gründen;

• Etwas mehr als die Hälfte der er­
faßten Häftlinge (84) erlebten die Be­
freiung aus dem KZ und konnten in ihre 
Heimat zurückkehren; für 59 von ihnen 
ist der Todesfall nachgewiesen, häufig 
auch in Nebenlagern von Mauthausen. 
Die restlichen wurden deportiert, oder 
ihr Schicksal ist unklar.

schlußfolgerungen und Forderun­
gen, die sich unserer Meinung nach 

daraus ergeben: 
• Aufstellung eines Mahn mals für die 
KZ­Häftlinge afrika nischer Herkunft 
auf dem Gelände der Ge denkstätte 
Mauthausen (analog zur bestehenden 
Gedenktafel für die inhaftierten Kuba­
ner);
• Berücksichtigung von Exis t enz und 
Schicksal der KZ­Häftlinge afrika­
nischer Herkunft in Schulbüchern und 
Unterrichtsmaterialien;
•  Ermöglichung weiterer Forschung, 
insbesondere die übrigen KZ­Häftlings­
gruppen sowie die afrikanischen 
Zwangsarbeiter/innen und Kriegsge­
fangenen betreffend, und zur Situation 
von Afrikanern und Afrikanerinnen 
unter der NS­Herrschaft in Österreich 
überhaupt.

Der Projektbericht „Afrikanerinnen und 
Afrikaner im KZ Mauthausen“  von Barbara 
Fuchslehner und Mag. Karin Röhrling er-
stand im Rahmen des Universitätslehr gangs 
Library and Information Studies der Univer-
sität Wien. Unterstützung kam von Afri-
kanet.info, Bundesministerium für Inneres, 
fresh Magazin, Elfriede Pekny-Gesellschaft 
zur Förderung von Southern African 
Studies/SADOCC, M-MEDIA, Mauthausen 
Komitee Österreich (MKÖ), Nationalfonds 
der Republik Österreich für Opfer des Na-
tionalsozialismus, Universität Wien (Library 
and Information Studies). Online abrufbar 
www.sadocc.at unter „Forschung“.
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Afrika und der internationale 

Strafgerichtshof
Von Adalbert Krims

Fortsetzung auf Seite 26

Die Afrikanische Union hat bei 
ihrem jüngsten Gipfeltreffen Ende 
Jänner in Addis Abeba eine Strategie 
für einen gemeinsamen Rückzug aus 
dem Internationalen Strafgerichtshof 
(IStGH) beschlossen. Diese Entschei­
dung ent hält aber keinen Zeitplan und 
ist für die Mitgliedsstaaten auch nicht 
bindend. Nachdem im vergangenen 
Jahr bereits Südafrika, Gambia und 
Burundi ihren Austritt aus dem ISt­
GH angekündigt hatten, wollte die 
AU mit ihrem Beschluß offenbar ein 
klares Signal an die internationale 
Staatengemeinschaft aussenden, daß 
die afrikanischen Länder es mit ihrer 
Kritik am IStGH ernst meinen und zu 
Konsequenzen entschlossen sind. 
Hintergrund ist die Tatsache, daß der 
Gerichtshof in Den Haag bis zum ver­
gangenen Jahr insgesamt 39 Anklagen 
erhoben und 31 Haftbefehle ausgestellt 
hat – und alle gegen Afrikaner.

Dem IStGH, der 2002 seine Arbeit 
aufgenommen hat, gehören inzwischen 
weltweit 124 Staaten an (darunter 34 
afrikanische). Er wurde von der UNO 
errichtet und soll Kriegsverbrechen, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
und Völkermord ahnden. Er kann von 
den Unterzeichnerstaaten oder vom 
UN­Sicherheitsrat angerufen werden, 
wobei drei der fünf Ständigen Mitglieder 
des Rates (USA, Rußland und China) 
dem Strafgerichtshof nicht angehören. 
Rußland hatte erst im vergangenen 
November seine Unterschrift unter das 

sog. „Römische Statut“ zurückgezogen 
und dies mit „Ineffizienz und Ein­
seitigkeit“ des Gerichtshofs begründet.

Von den Verteidigern des IStGH, 
zu denen auch die internationalen 
Menschenrechtsorganisationen ge­
hören, wird der Haager Gerichtshof 
als zentrales Instrument des interna­
tionalen Menschenrechtsschutzes und 
der Durchsetzung des humanitären 
Völkerrechts bezeichnet. Allerdings 
wird die fehlende Universalität der 
Gerichtsbarkeit als große Schwäche 
eingeräumt. Denn das Gericht ist nur 
für die Mitgliedsstaaten zuständig – 
außer, der Weltsicherheitsrat ordnet 
Ermittlungen an (die jedoch durch ein 
Veto eines Ständigen Mitglieds, auch 
wenn dieses selbst dem IStGH nicht 
angehört, verhindert werden können). 
Neben USA, Rußland und China 
sind u. a. Indien, Pakistan, Iran, Irak, 
Saudi­Arabien, Syrien, Türkei und 
Is  rael nicht Mitglieder des Gerichts­
hofs. D. h. daß Kriegsverbrechen 
oder Verletzungen des Völkerrechts 
in diesen Staaten nur mit Zustimmung 
des UN­Sicherheitsrates untersucht 
werden könnten, was aber zumindest 
von einer Vetomacht jeweils blockiert 
würde.

Aus Sicht der afrikanischen Staaten 
bedeutet dies, daß der Gerichtshof nur 
gegen die ohnehin schon Schwachen 
eingreifen kann. Sie kritisieren in die­
sem Zusammenhang die „Selektivität 
der Strafverfolgung und die Doppel­

moral der westlichen Staaten“, wobei 
teilweise sogar Rassismus unterstellt 
wird. Als Beispiele werden etwa der 
Gaza-Konflikt oder auch Syrien ge-
nannt, wo die betroffenen Staaten nicht 
dem IStGH angehören und außerdem 
Vetomächte Ermittlungen verhindern. 
Aber auch das Gericht selbst wird kri­
tisiert, weil es z. B. Klagen gegen den 
früheren britischen Premierminister 
Tony Blair wegen des Irak­Krieges 
oder gegen die EU wegen der Toten 
im Mittelmeer von vornherein abge­
wiesen hat, obwohl hier der IStGH 
durchaus zuständig wäre. Im Falle 
der USA ist das ja nicht der Fall, weil 
sie nicht nur kein Mitglied sind, son­
dern sogar durch eigene Gesetze die 
Strafverfolgung von Bürgern durch 
internationale Gerichte ausdrücklich 
verbieten. Daher kann der IStGH 
weder bezüglich der Kriege der USA 
z. B. im Irak oder Afghanistan noch 
wegen der „extra-legalen“ Tötungen 
durch Drohnen ermitteln und schon gar 
keine Anklage erheben. Es ist daher 
nicht verwunderlich, daß angesichts 
der Fokussierung des Internationalen 
Strafgerichtshofs auf Afrika dort der 
Eindruck entsteht, es gelte für Den 
Haag die Devise: „Die Kleinen hängt 
man und die Großen läßt man laufen.“

Dennoch werden die Verärgerung 
vieler afrikanischer Regierungen und 
auch der jüngste AU­Beschluß nicht 
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zwischen November 1959 und Mai 1960 erschien „Das 
Vermächtnis der Afrikaners“ als Teil der Serie „Reporter 

Maxls neue Abenteuer“ in Unsere Zeitung. In zwölf Fort­
setzungen wurde das schwierige politische Thema Südafrika 
für junge Leser/innen mittels einer Abenteuergeschichte 

rund um den Reporter Maxl aufbereitet. Unsere Zeitung 
erschien zweiwöchentlich im Globus­Verlag, der im Besitz 
der Kommunistischen Partei Österreichs (KPÖ) war – 
dementsprechend wurde Apartheid aus einer linken und 
antirassistischen Perspektive thematisiert. „Gut“ und „böse“ 
waren klar verteilt, die Sympathien der Jugendlichen sollten 

auf die von den ausbeuterischen Weißen unterdrückten 
Schwarzen gelenkt werden.

die Handlung der Fortsetzungsgeschichte ist schnell 
erzählt: Reporter Maxl – der Held der Serie – trifft im 

Stadtpark in Wien auf einen schwer verletzt am 
Boden liegenden Afrikaner. Als er ihn anspricht, 
gibt ihm der ein Etui und bittet Maxl, gut auf dieses 
aufzupassen. Maxl läuft, um Hilfe zu holen, doch 
als er mit einem Polizisten zurückkehrt, ist der 
Afrikaner verschwunden. Niemand will dem Re­
porter seine Geschichte so recht glauben – nur 
der Chefredakteur seiner Zeitung unterstützt Maxl, 
der zu recherchieren beginnt. Er wird bedroht und 
überfallen, läßt aber nicht locker. Mit Hilfe seines 
Onkels entziffert er die chiffrierte Botschaft, die 
sich in dem Etui des verletzten Mannes befand. 
In der unvollständigen Botschaft ist von einem 
Goldbergwerk die Rede. Außerdem enthält die 
Nachricht die kryptische Warnung, daß ein „neuer 
Aufseher Smith, der von N. empfohlen wurde, im 
Dienste der Geheimpolizei steht“. Maxl weiß nun, 
daß er in eine gefährliche und wichtige Sache ge­
raten ist und setzt alles daran, den Brief dem recht­

mäßigen Empfänger zu überbringen. Sein Chefredakteur 
läßt ihn nach Südafrika reisen, wo er von Weißen gekidnappt 
und von Schwarzen befreit wird. Maxl findet sich mitten in 
den Aktivitäten eines „Geheimbundes“ wieder, der gegen 
die weißen Unterdrücker kämpft. Er fährt mit seinen neuen 
Freunden ins Bergwerk ein und bekommt einen Einblick in 

Maxl und der Geheimbund
Ein überraschender Archivfund

Immer wieder stolpern Historiker/innen bei ihrer Arbeit über kleine 
Überraschungen, die zwar keine weltbewegenden Entdeckungen bedeuten, 
es aber dennoch wert sind, der Vergessenheit entrissen zu werden. Ende der 
1950er Jahre publizierte z. B. die Jugendzeitschrift „Unsere Zeitung“ eine 
Bildgeschichte zum Thema Südafrika. Unter dem Titel „Das Vermächtnis des 
Afrikaners“ wurde jugendlichen Lesern und Leserinnen das Thema „Apartheid“ 
nähergebracht. Eine ungewöhnliche Form politischer Unterhaltung mit 
aufklärerischem Anspruch, zusammengefaßt von Simon Loidl.



. . . . . . . . . . . . . . . . .  apartheid

INDABA   93/17 21 

das harte Leben der schwarzen Arbeiter. Schließlich reist 
er – da er den Apartheid­Behörden bekannt ist und deshalb 
selbst in Gefahr schwebt – auf verschlungenen Wegen, die 
der „Geheimbund“ für ihn organisiert, zurück nach Europa.

der Plot wirkt etwas konstruiert, zudem versandet die 
Story rund um die wichtige Briefnachricht, die nach 

Maxls Ankunft in Südafrika nur mehr eine untergeordnete 
Rolle spielt. Und dennoch: Die Geschichte 
ist spannend und unterhaltsam und verliert 
nie ihre Botschaft aus den Augen. Den na­
mentlich nicht genannten Autor/inn/en ging 
es offensichtlich darum, den Jugendlichen 
Einblicke in die Alltagsrealität Südafrikas unter 
dem Apartheid­Regime zu vermitteln und den 
Widerstand gegen dieses in eine positives 
Licht zu rücken. Beides gelingt, und darüber 
hinaus konterkariert die Darstellung auch 
Klischees über Afrika. Maxls erste Eindrücke 
nach seiner Ankunft etwa werden folgender­
maßen beschrieben: „Als er sich mit einem 
Taxi in ein Hotel bringen ließ, im Zentrum einer 
Großstadt, und Hochhäuser sah, den Strudel modernster 
Autos und Ströme von Menschen, da fühlte sich Maxl si-
cher. Das war kein fremder Erdteil, in dem er sich befand, 
das war eine Stadt, eine Großstadt, die irgendwo mitten in 
Europa hätte liegen können.“ (UZ, 15. Jänner 1960). Eine 
derartige Darstellung steht weit verbreiteten Vorstellun­
gen einer vormodernen Lebensweise entgegen, die viele 
Menschen bis heute mit Afrika assoziieren. Gleichzeitig 
dient die Betonung der Modernität der Stadt natürlich auch 
dazu, einen Kontrast zu nachfolgenden Schilderungen der 
Lebensverhältnisse der Schwarzen herzustellen.

das Vermächtnis des Afrikaners“ ist aber auch ein 
eindrucksvolles Beispiel dafür, daß antirassistische 

Aufklärung nicht mit den Formalismen politischer Korrektheit 
steht und fällt. Vieles in der Jugendgeschichte erscheint 
heutigen Leser/inne/n in höchstem Grade befremdlich – von 
der zeitbedingten Verwendung des Wortes „Neger“ für alle 
Nicht­Weißen bis hin zu skurrilen Handlungselementen. So 
wird Maxl, um nicht der Polizei des Apartheidregimes in die 
Hände zu fallen, von den Mitgliedern des „Geheimbundes“ 
kurzerhand schwarz angemalt: „Einige Stunden später war 
Maxl am ganzen Körper tiefschwarz. Die alte Negerin hatte 
ihn mit einer Farbe eingerieben, die sich auch mit Was-
ser nicht abwaschen ließ, sondern nur in Fett lösbar war. 
Seine blonden Haare waren durch eine eigene Behandlung 

schwarz und gekräuselt worden.“ (UZ, 15. Februar 1960). 
Eine heutige Analyse würde an diesen drei Sätzen ganze 
Aufsätze der Kritik formulieren können und dabei Wortwahl, 
Blackfacing und sonstige Klischees auseinandernehmen. 
Die simple Wahrheit der Jugendgeschichte ist jedoch: Die 
schwarzen Südafrikaner sehen zwar anders aus als Maxl, 
aber sie sind seine Freunde. Den Weißen ähnelt er äußer­
lich – und doch hat er nichts mit diesen gemein.

Zudem dient die Einfärbung von Maxls Haut nicht nur 
dem Fortgang der Story. Die Episode ermöglichte es den 
Autoren der Geschichte auch, die rassistische Gesetzge­
bung im Apartheid­Südafrika für ihre Leser/innen, die sich 
mit der Hauptfigur identifizieren, nachvollziehbar darzustel­
len. In einer Szene etwa geht Maxl in einen Park. „Neben 
einem in wunderbaren Farben leuchtenden Blumenbeet 
voll Blumen, wie er sie noch nie gesehen hatte, setzte sich 
Maxl auf eine Bank. Im nächsten Augenblick stieß ihn ein 
Polizist von der Bank und zeigte mit dem Finger auf eine 
Tafel, die auf der Bank befestigt war: ‚Europeans only – nur 
für Weiße‘.“ (UZ, 1. März 1960).

Bemerkenswert ist vor allem die Schilderung des „Ge­
heimbundes“, mit dem natürlich die Untergrundarbeit des 
African National Congress (ANC) nachgezeichnet wird. 
Jungen Rezipient/inn/en muß die klandestine Arbeitsweise 
für die gute Sache, wie sie in der Geschichte beschrieben 
wird, aufregend erschienen sein. Die Widerstandstätigkeit 
wird als gefährliche und langwierige Arbeit dargestellt, nicht 
als heroisches Aufbegehren. An einer simplen Angelegen­
heit wie der Ausreise Maxls sind viele Menschen beteiligt, 
es gibt dabei keine herausstechenden strahlenden Helden, 
sondern die gemeinsame Arbeit, bei der jeder seinen Teil 
beiträgt, führt zum Erfolg. Eine bedeutsame Information 
für mitteleuropäische Jugendliche Ende der 1950er Jahre 
dürfte zudem gewesen sein, daß Maxl auch weißen Mit­
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Als Ruben Novembers Urur­Großvater zu Anfang 
des 19. Jahrhunderts in Kapstadt ankam, nahmen sie 
ihm alles ab – seine Kleider, seine Papiere, seine Iden­
tität. Er erhielt einen neuen Namen: Zyzer November. 
November stand für den Monat seiner Ankunft. Auch 
die anderen Sklav/inn/en wurden nach diesem System 
benannt.

Über Generationen wurde der Name weitergegeben 
– bis zu Ruben November (57), einer der zwölf Personen, 
die derzeit in einer Ausstellung und einem Kalender im 
Izikio Slave Lodge Museum in Kapstadt porträtiert sind: 
„My Naam is Februarie: Identities Rooted in Slavery“.

Alfred May, ebenfalls ein Nachkomme von Sklaven, 
ließ sich dafür zum ersten Mal in seinem Leben fo­
tografieren. „In meiner Familie war das nicht üblich. Ich 
weiß nicht viel über meine Familiengeschichte, darüber 
haben wir kaum gesprochen.“

Anderen erging es ebenso. John January zum 
Beispiel, Margaret Julie oder Cecilia Augustus, die 
ebenfalls porträtiert werden, wußten gar nicht, daß 
sie von Sklav/inn/en abstammten. Andere, wie Ruben 
November, sind stolz auf ihre Geschichte.

Seine Vorfahren, Zyzer November und seine Frau, 
wurden mit der Abschaffung der Sklaverei am Kap 

1843 in Freiheit gesetzt. Möglicherweise hatten sie 
sich in der Iziko Slave Lodge kennengelernt, damals 
ein berüchtigtes Sklavenhaus, seit 1996 Museum. Sie 
konnten ein Stück Land in Pniel erwerben, einem Dorf 
außerhalb von Kapstadt. Weitere 98 ehemalige Sklav/
inn/en ließen sich ebenfalls dort nieder, Ruben und 
seine Familie leben immer noch hier. Ruben ist Lehrer 
an der lokalen Schule, die 2018 ihr 175jähriges Be­
standsjubiläum feiern wird. „Aus der Geschichte unserer 
Vorfahren können wir lernen, daß eine Gemeinschaft 
zusammenhalten muß, besonders in schlechten Zeiten.“

Auch Albie Sachs, Menschenrechtsaktivist und 
früherer Verfassungsrichter Südafrikas, nahm an der 
Eröffnung der Ausstellung teil. Auch seine Frau Bridget 
ist Nachfahrin ehemaliger Sklaven – namens Septem­
ber. Für Albie Sachs freilich sind diese nicht einfach 
Sklaven, sondern Freiheitskämpfer. „Die Namen und 
Gesichter dieser Menschen sind ein wichtiger Teil 
unserer Geschichte. Wir dürfen sie nicht auf Objekte 
reduzieren. Sie brachten ihre Küche in unsere Kultur 
ein, ihre Sprachen und ihr inneres Leben. Sie können 
uns helfen zu verstehen, wer wir heute sind.“

Peter Lykke Lind

Ausstellung in Kapstadt zur Geschichte der Sklaverei

gliedern des „Geheimbundes“ begegnet, der Kampf gegen 
die Rassisten an der Macht also nicht nur ein Anliegen der 
schwarzen Südafrikaner/innen war.

zusammengefaßt ist „Das Vermächtnis des Afrikaners“ 
ein bemerkenswertes Beispiel für den Versuch, ein 

komplexes und in Europa kontrovers diskutiertes politisches 
Thema für Jugendliche aufzubereiten. Trotz zeitbedingter 
Skurrilitäten wird bei der heutigen Lektüre ein aufklärerischer 

Anspruch deutlich, der ohne erhobenen Zeigefinger aus-
kommt. Die Gleichheit aller Menschen setzten die Autoren als 
völlig selbstverständlich voraus. Dies hat für die Dramaturgie 
der Geschichte zur Folge, daß die vom Apartheid­Regime 
praktizierte Unterdrückung von Menschen aufgrund ihrer 
Hautfarbe als geradezu widersinnig und der Widerstand 
dagegen als logisch und legitim erscheint.
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von der Absamer Messe und dem Absamer Schützen-
marsch über Der Trotzenhacker bis zur Rhapsodie in 

black schrieb der Tiroler Musikschaffende Anton Erich Kratz 
(1917-80) zahlreiche Werke für Blasmusik und kleine Be­
setzungen. Ende der 1960er Jahre jedoch verfaßte er auch 
ein Buch, in dem er seine südafrikanischen Notizen zusam­
menfaßt. Im Vorwort zu „Dann bist du tot!“ meinte der kir-
chen­ und CDU­nahe Jugenddienst­Verlag: „Der Autor lebte 
fast zwanzig Jahre in Südafrika – ein Wei ßer, der schwarz 

zu sehen lernte. Heute 
wieder in Europa, zieht 
er Bilanz; eine Bi lanz des 
Terrors, der Gewalttaten 
und der Unterdrückung.“ 
Die 1969 erschienene, 
heute nicht zufällig kaum 
mehr erhältliche Schrift war 
nach Freimut Duves „Kap 
ohne Hoffnung“ eines der 
frühesten kritischen Süd­
afrikabücher im deutschen 
Sprachraum.

anton Erich Kratz wurde 
am 2. Februar 1917 

als Sohn ei ner in Galizien 
stationierten Offiziersfamilie geboren und erhielt seine musi­
kalische Grundausbildung in Wien. Nach einer mehrjährigen 
musikalischen Tätigkeit in Tirol wanderte er 1951 nach 
Südafrika aus, wo er u.a. an der Opera Society in Pretoria 
sowie als Leiter des Messias­Chores in Johannesburg tätig 
war. 1964 verbrachte er einige Zeit bei Albert Schweitzer in 
Lambarene. Nach seiner Rückkehr nach Österreich wirkte 

er als Musikpädagoge an der Hauptschule von Steinach in 
Tirol, wo er maßgeblich am Aufbau der Musikschule beteiligt 
war, und als Kapellmei ster verschiedener Musikkapellen. 
Kurz vor der Vollendung seines 63. Le­
bensjahres verstarb Anton Erich Kratz am 
14. Jänner 1980 in Innsbruck.

die 17 Jahre, die er in Südafrika ver­
brachte, waren geprägt durch die 

Durchsetzung des „christlichen Natio-
nalismus“ seitens der 1948 an die Macht 
gekommenen rechtsradikalen Nasionale 
Party, durch den ersten Aufschwung 
des Widerstands und die brutale Kon­
solidierung der Apartheidpolitik. Welche 
Umstände Kratz, der bei seiner Ankunft 
in Südafrika vermutlich wenig Ahnung 
von der politischen Lage hatte, letztend­
lich politisierten, wissen wir nicht genau. Offenbar war er 
ein eifriger Zeitungsleser und ein genauer Beobachter 
seiner Umgebung. Hausangestellte erzählen ihm von den 
Paßgesetzen und ihrer Lebenssituation, er findet diese 
„erschütternd“ und beginnt seinen Houseboy Johannes 
illegal zu beschäftigen (in seinem Buch S. 56f.). Zwei 
Semester lang hält er Musikunterricht „für Coloureds in 
einem Raum mit ungenügenden Bänken. ... Kreide nehme 
ich mit vom Kolleg. Was ich in dieser Zeit an Hilfsmitteln 
geschleppt habe, werde ich mein Leben nicht vergessen.“ 
(S. 64). Ein Hilfs arbeiter des Musikkollegs schmuggelt 
ihn in ein Township, wo er Klavierunterricht geben soll (S. 
65-67). Während er Schwarze als begabt und hilfsbereit, 
ja „vornehm“ erlebt, stehlen weiße Nachbarn Baumaterial 
von seinem Grundstück (S. 64 und 79).

Siebzehn Jahre in Südafrika
Zum 100. Geburtstag des Tiroler Komponisten 
Anton Erich Kratz

Mit einer eindrucksvollen Kulturveranstaltung erinnerte das Gemeindemuseum 
von Absam im Juni 2015 an den Komponisten, Musikleh rer und Kapellmeister 
Anton Erich Kratz und seine kompromißlose Abrechnung mit der süd-
afrikanischen Apartheidpolitik. Im konservativen Tirol der späten 60er Jahre 
brachte ihm diese Haltung wenig Freunde ein. Von Walter Sauer.

Anton Erich Kratz

Mit Albert Schweitzer
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Juma Hauser, Das Marampa Projekt. Als es im kolonialen 
Clubhouse Schnitzel gab, ein Ministerialbeamter unter 
einem Baum in Afrika telefonierte, zwei Erzzüge aufein-
ander zufuhren und der Trafo-Koarl im Swimmingpool 
einen Frosch verschluckte ... (Wien, Mandelbaum, 2016), 
256 Seiten.

Endlich wieder ein Buch, das sich konkret mit der Realität 
österreichischer Firmen beziehungen – insbesondere der 
Verstaatlichten Industrie – zu Afrika auseinandersetzt. Es 
ist ein sehr ungewöhnliches Werk – kein Fließtext, sondern 
eine Collage von autobiographischen Texten und Interviews, 
Zitaten und Anekdoten, thematischen Kurzessays sowie 
Dokumenten und Bildern, welche die Autorin in Privat­ und 
Firmenarchiven gefunden oder bei ihrer eigenen Reise nach 
Sierra Leone 2014 gemacht hat.

Juma Hauser (http://www.jumahauser.net) hat eine 
persönliche Beziehung zu ihrem Thema. Als Schülerin 
lebten sie selbst und ihre Familie eine Zeit lang lang in 
Sierra Leone, wo ihr Vater als Lehrer für Kinder der ös­
terreichischen Mitarbeiter engagiert war. 1979 hatte der 
Geschäftsführer der VOEST-Alpine-Tochter Austromineral, 
Walter Neubauer, von einer brachliegenden Eisenerzmine 
in Sierra Leone erfahren; der britische Konzern DELCO 
war zur Kolonialzeit dort tätig gewesen, hatte aber nach 
der Unabhängigkeit das Land angesichts einer drohenden 
Verstaatlichung verlassen. Seitdem wurde von Freetown 
ein neuer Partner für das Managament des Bergwerks 
gesucht – und eine international tätige Firma, die sich im 
Eigentum eines europäischen Staates befand, welcher der 
Blockfreienbewegung nahestand, war diesbezüglich sicher 
von Interesse. Am 3. März 1980 unterzeichneten die ver­
staatlichten Marampa Mines und die ebenso verstaatlichte 
Austromineral einen Managementvertrag. Am 10. Dezem­
ber 1982 fand die offizielle Eröffnung der Minenbetriebs 
statt. Etwa 1.600 einheimische Arbeiter wurden damals 
beschäftigt – in dem kleinen westafrikanischen Land war 
Marampa ein Riesenbetrieb. 

Hinter den Kulissen allerdings zeichneten sich be­
reits jene Probleme ab, an denen das österreichische 
Engagement scheitern sollte. Die dem Vertrag zugrunde­
liegende Feasibility Study hatte die technischen und be­

... bücher ...

Fortsetzung auf Seite 27

„Mit Entsetzen und Abscheu lesen sich die in einer eng-
lischen Zeitung veröffentlichten Berichte über Zustände, 
Mißhandlungen, Torturen an Bantuhäftlingen in südafri-
kanischen Gefängnissen. Sie bieten ein Bild menschlicher 
Verrohung und Entartung.“ (S. 87). Vor seiner Abreise kauft 
er in Pretoria noch einen Koffer. „Vor dem Eingang zum Ge-
schäftshaus in der belebten Church-Street kauert ein blinder 
Schwarzer und hält seine Hand den Vorübergehenden für 
eine Gabe entgegen. Vor mir sehe ich, wie ein wohlgenährter 
Bure in kurzen Hosen und schlampigem Hemd, das ihm 

heraushängt, dem bittenden Blinden 
seinen brennenden Zigarettenstumpf in 
die offene Hand drückt.“ (S. 102f.).

ich glaube nicht, daß es im Himmel Apart-
heid und Rassenhaß gibt“, faßt Kratz 

seine Erfahrungen zusammen (S. 102). 
„Ich habe es satt, noch länger in einem 
Staat zu leben, der seine Mitmenschen 
nur zu untergeordneten Arbei tern macht, 
rechtlos – anstatt zu Bürgern eines Landes, 
in dem sie geboren sind.“ (S. 69). Zurück 
in Öster reich publiziert er seine Notizen 
in seinem erwähnten Buch, einer erschüt­
ternden Collage aus Zeitungsberich ten, 

dokumentarischen Aussagen und eigenen Erlebnissen. „Die 
gesamte Welt trägt an der Diskriminierung, die in Südafrika 
vor sich geht, eine gewisse Schuld, denn Gleichgültigkeit 
ist ein ebenso schlimmes Vergehen.“ (S. 103).

bei der erwähnten Veranstaltung in Absam, ausgerichtet 
vom engagierten Museumsleiter Matthias Breit, be­

richteten Weggefährten von Anton E. Kratz, was danach 
geschah: daß 1969/70 bei einem südafrikanischen Empfang 
in Innsbruck dem Autor mitgeteilt wurde, „südafrikanische 
Beauftragte“ hätten dem Verlag alle Exemplare abgekauft, 
und daß Kratz eine schriftliche Zusage abgerungen wurde, 
keine weiteren Auflagen mehr zu publizieren. Welchen 
Druck übte man (und wer eigentlich?) auf den Musiker 
aus, der beruflich von Aufträgen der Schützenkapellen und 
Kirchen chöre lebte? Vielleicht ist das Gemeindemuseum 
von Absam in der Lage, die Erinnerungen seiner Freunde 
an Anton E. Kratz zu dokumentieren und zu vertiefen und so 
auch einen Beitrag zur Aufarbeitung Tiroler Vergangenheit 
zu leisten? INDABA würde gern wieder darüber berichten.

http://www.absammuseum.at
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kolonialismus ist ein vielfältiges 
Phänomen. Das macht die aktu­

elle Sonderausstellung „Deutscher 
Kolonialismus – Fragmente sei ner 
Ge schichte und Gegenwart“ im Deu  t-
schen Historischen Museum (DHM) in 
Berlin einmal mehr deutlich. Mit mehr 
als 500 Exponaten bringt das zentrale 
Geschichtsmuseum der Bundesrepu­
blik dem Publikum seit Mitte Oktober 
einen Teil der deutschen Geschichte in 
Erinnerung, der lange Zeit verdrängt, 
vergessen und verfälscht wurde.

Die Ausstellungsmacher/innen 
nä  hern sich ihrem vielschichtigen 
Gegenstand aus unterschiedlichen 
Per spektiven, und so wird die chrono­
logisch aufgebaute Schau durch Blicke 
in die unterschiedlichen Regionen, in 
denen das Deutsche Reich kolonial 
aktiv war, aber auch durch thematische 
Querschnitte vertieft. Letztere umfas­
sen die Auseinandersetzung mit kolo­
nialer Ideologie, die Frage nach dem 
Schicksal von Einzelpersonen, die aus 
den Kolonien nach Europa kamen, oder 
geben Einblicke in die Funktionsweisen 
der kolonialen Ökonomien. In anderen 
Teilen der Ausstellung geht es um die 
Nachwirkungen des Kolonialismus bis 
in die Gegenwart. Und zwischendurch 
finden sich immer wieder Randnotizen 
und Fußnoten zu Einzelaspekten der 
deutschen und europäischen Kolonial­
geschichte.

am Beginn des Rundgangs ste­
hen außereuropäische Artefakte, 

die von Händlern oder im Zuge von 

Expeditionen nach Europa gebracht 
wurden – am Ende der Ausstellung 
werden diverse Debatten aus der 
Gegenwart vorgestellt, die sich um 
die Nach­ und Folgewirkungen von 
Kolonialismus drehen. Dabei geht es 
etwa um den kolonialen Charak ter von 
Entwicklungszusammenarbeit oder 
den oft kritisierten afri ka ni schen Fokus 
des Internationalen Straf gerichtshofs. 
Dazwischen – im Hauptteil der Aus­
stellung – wird die deutsche Kolonialge­
schichte nachgezeichnet. Von den er­
sten Aktivitäten deutscher Händler und 
Missionen in den späteren Kolonien 
über den Aufbau kolonialer Verwaltun­
gen in Afrika oder in den deutschen Ge­
bieten im pazifischen Raum bis zu den 
Auseinan dersetzungen zwischen den 
Kolonialmächten im Ersten Weltkrieg 
und dem Ende des Deutschen Kolo­
nialismus; vom NS­Kolonialrevisionis­
mus über die sehr verschieden artigen 
Beziehungen der beiden nach 1945 
entstehenden deutschen Staaten zu 
afrikanischen Ländern bis zu aktuellen 
Debatten über die Verantwortung der 
Bundesrepublik gegenüber Nachkom­
men der Herero und Nama reicht die 
Erzählung. Gebrauchsgegenstände, 
Bilder, Bücher, Waffen, Tonaufnahmen, 
Fotos, Briefe, Landkarten, Produkte 
aus den kolonialen Ökonomien und 
vieles mehr vermittelt den Besucher/in­
ne/n ein plastisches Bild der deutschen 
Kolonialgeschichte.

die Ausstellung ist auch als Antwort 
auf kritische Stimmen zu verste­

. . . . . . . . . . . . . . . .
Kolonialgeschichte durchleuchtet
Die Ausstellung „Deutscher Kolonialismus – Fragmente seiner Geschichte 
und Gegenwart“ im Deutschen Historischen Museum in Berlin zeigt, daß 
Kolonialismus bis heute fortwirkt. Von Simon Loidl.

hen, die während der vergangenen 
Jahre immer lauter geworden waren. 
Historiker/innen, aber auch Initiativen 
wie der Verein „Berlin Postkolonial“ 
bemängelten die zu geringe Ausei­
nandersetzung mit der koloniali­
sti   schen Vergangenheit durch das 
offizielle Deutschland. Dabei wurde 
auch ganz konkret die museale 
Aufbereitung der deutschen Kolonial­
geschichte kritisiert, und es wurden 
praktische Vorschläge unterbreitet. 
So produzierte „Berlin Postkolonial“ 
vor fünf Jahren den Podcast „Kolo­
nialismus im Kasten“, der als kritischer 

Kommentar zum Kolonia lismusteil 
der Dauerausstellung des DHM funk­
tionierte und gleichzeitig auch eine 
subversive Intervention in die offiziöse 
Geschichtsdarstellung bedeutete. In 
dieser sei die deutsche Kolonialge­
schichte „aus ihren Verbindungen zur 
politischen, wirtschaftlichen, kulturel-
len und gesellschaftlichen Geschichte 
des Kaiserreichs herausgerissen und 

Deutscher Kolonialismus in Zinnfiguren (um 1900)
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in zusammenhanglosen Artefakten 
präsentiert“ worden, so die Aktivist/
inn/en und Historiker/inn/en von „Ber­
lin Postkolonial“ damals. Die Kurator/
inn/en der aktuellen Sonderausstel­
lung nahmen derartige Positionen 
ernst und versuchten, die vielfältigen 
Wechselwirkungen und langfri stigen 
Nachwirkungen des deutschen Kolo­
nialengagements herauszuarbeiten. 

Letzteres drückt sich auch im 
Umgang mit Kolonialgeschichte im 
öffentlichen Raum aus. In Berlin 
erinnern viele Straßennamen an 
die Kolonialgeschichte, allerdings 
in unkritischer Weise. Neben der 

„Mohrenstraße“ sorgt insbesondere 
das „Afrikanische Viertel“ im Wed­
ding seit Jahren für Diskussionen. 
Dort mündet die Petersallee, be­
nannt nach dem Gründer der Kolonie 
„Deutsch-Ost afrika“ Carl Peters, in 
einen nach dem „Reichskommissar für 
Deutsch-West afrika“ Gustav Nachti­
gal benannten Platz. Ein paar Ecken 
weiter endet die Lüderitzstraße, die 
mit Adolf Lüderitz eine dritte zentrale 
Figur des deutschen Kolonia lismus 
in Afrika ehrt. Diese Debatten aufzu­
greifen ist eine der Stärken der Kolo­
nialismus­Ausstellung im Deutschen 
Historischen Museum. Dadurch wird 

deutlich, daß es sich beim Kolonia­
lismus nicht um ein abgeschlossenes 
Kapitel handelt, weil daß dieser nicht 
nur globale Handelsbeziehungen bis 
heute prägt, sondern auch im mitteleu­
ropäischen Alltag präsent ist. Mit der 
Auseinandersetzung rund um Resti­
tutionszahlungen an Nachkommen 
des Völkermordes an den Nama und 
Herero in „Deutsch-Südwes tafrika“, 
dem heutigen Namibia, drang die 
Frage nach der Verantwortung der 
heutigen Bundesrepublik für die 
koloniale Vergangenheit Deutsch­
lands ins öffentliche Bewußtsein. Die 
Ausstellung im DHM ist ein weiterer 

Baustein bei die ser historischen 
Bewußtseinsbildung. Daß derar­
tige Diskussionen konkrete Aus­
wirkungen haben können, zeigte 
sich Anfang Februar. Berliner 
Medien meldeten, daß der Nachti­
gal­Platz und die Lüderitzstraße 
umbenannt werden sollen. Die 
Bezirksverordnetenversammlung 
Berlin­Mitte hatte dies bereits im 
Dezember beschlossen und und 
nun öffentlich dazu aufgerufen, 
Namensvorschläge einzureichen. 
Dabei sollen „Persönlichkei ten – 
insbesondere Frauen – der (post-)
kolonialen Befreiungs- und Eman-

zipationsbewegung aus Ländern 
Afrikas“ berücksichtigt werden. Etwas 
komplizierter gestaltet sich die Situ­
ation rund um die Petersallee, denn 
diese wurde bereits 1986 auf Initiative 
von Anwohner/inne/n umgewidmet. 
Der Name der Allee blieb zwar der­
selbe, doch bezieht sich dieser seither 
nicht mehr auf Carl Peters, sondern 
auf den Nazigegner und CDU­Politiker 
Hans Peters. Allerdings blieb nicht 
zuletzt aufgrund der Nähe zu den 
anderen Kolonialnamen im Viertel 
die Assoziation mit Carl Peters wohl 
bei den meisten Anwohner/inne/n wie 
Besucher/inne/n bestehen.

die Ausstellung „Deutscher Ko­
lonialismus – Fragmente seiner 

Geschichte und Gegenwart“ läuft 
bis zum 14. Mai 2017 im Deutschen 
Historischen Museum (DHM) in Berlin.

Zur Ausstellung ist ein umfangreicher Kata log 
erschienen: Deutsches Historisches Muse-
um Berlin (Hg.): Deutscher Kolonia lis mus – 
Fragmente seiner Geschichte und Gegen-
wart. Theiss Verlag – WBG 2016. 334 S.

  93/17   INDABA26  

. . . . . . . . . . . . . . . .  

Fortsetzung von Seite 19

Ausstellungsplakat Samoa. 
Unsere neuen Landsleute (1900/01)

zu einem tatsächlichen Massenaus­
tritt aus dem IStGH führen. Seit 2002 
ist nämlich das Cotonou­Abkommen 
zwischen der EU und den Staaten 
Afrikas, der Karibik und des Pazifik 
(AKP-Staaten) in Kraft, das u. a. öko-
nomische Partnerschaftsabkommen 
sowie den Europäischen Entwick­
lungsfonds (EEF) als Finanzierungs-
instrument vorsieht. Im Unterschied 
zum Vorläufer­Abkommen von Lomé 
beinhaltet Cotonou auch Menschen­
rechte und Staatsführung, wobei sich 
die afrikanischen Staaten ausdrücklich 
zur Zusammenarbeit mit dem Interna­
tionalen Strafgerichtshof verpflichten. 
Burundi verliert durch seinen Austritt 
zwischen 2014 und 2020 432 Mil­
lionen Euro. Die Frage ist, wie viele 
Staaten ein solches Risiko auf sich 
nehmen wollen. Trotzdem sollte der 
Aufschrei aus Afrika nicht ignoriert 
werden, sondern Anlaß für eine grund­
legende Umgestaltung des IStGH zu 
einer universellen und unparteiischen 
Instanz zur Wahrung von Völkerrecht 
und Menschenrechten sein.

Adalbert Krims ist Journalist in Wien. Er 
kommentiert für INDABA aktuelle entwick-
lungspolitische Trends.
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Unter diesem Titel haben wir im letzten Jahr über das Selbstver ständnis 
und die Strukturen unserer Organisation nachgedacht. Die zunehmende 
Brisanz der sozialen Frage in Südafrika und Namibia, die anhaltende Krise in 
Zimbabwe oder die nach wie vor gegebene Benachteiligung des Südlichen 
Afrika und Afrikas insgesamt in der globalisierten Weltwirtschaft werfen 
die Frage auf, wie wir unsere Solidarität mehr als 20 Jahre nach unserer 
Gründung aufrechterhalten und verstärkt können.

Bei unserer kürzlich abgehaltenen Generalversammlung haben wir da­
her nicht nur das neue „Selbstverständnis“ verabschiedet (INDABA 90/16), 
sondern uns auch Gedanken über die kommenden Jahre gemacht.

Wir wollen schlagkräftiger werden, breiter aufgestellt und jünger! 
Mit einer Werbekampagne werden wir in den kommenden Monaten 

versuchen, neue Mitglieder und Abonnent/inn/en zu gewinnen – auch in 
den Bundesländern. Dafür ersuchen wir um Ihre/Deine Mithilfe!

Aber auch den Kontakt zu unseren derzeitigen Mitgliedern möchten wir 
verstärken:
• mehr Möglichkeit zur Mitarbeit: in einer monatlichen Aktivist/inn/enver­
sammlung, im SADOCC-Literaturzirkel, bei der Organisation von Veranstal-
tungen, in themen­ oder länderzentrierten E­Mailgruppen usw.
• mehr Möglichkeit zur Mitbestimmung: Laut Statuten besteht die Möglich­
keit, auch die tragende SADOCC-Mitgliedschaft zu erwerben. Damit ist – zum 
Unterschied zur unterstützenden Mitgliedschaft – das aktive und passive 
Wahlrecht in den Vereinsgremien verbunden.

Aus finanziellen Gründen sahen wir uns leider auch gezwungen, die 
seit 2001 gleichgebliebenen Mitglieds­ bzw. Abobeiträge anzupassen. Die 
neuen Tarife sind:

Unterstützende Mitglieder: 
€ 30 pro Jahr (bisher 22), inkl. INDABA-Abonnement
€ 20 ermäßigt für Schüler, Studenten, Arbeitslose, Präsenz­ und Zivil­

diener, inkl. Abo
€ 20 Anschlußmitgliedschaft für Partner/in (ohne zusätzliches Abo)
Tragende Mitglieder:       
€ 50 pro Jahr, inkl. INDABA­Abonnement
€ 30 Anschlußmitgliedschaft für Partner/in (ohne zusätzliches Abo)
nur Abonnement INDABA (4 Ausgaben)              
18 Euro (bisher 13)

Wir bitten Sie (Dich) um baldige Überweisung des Beitrags für 2017 
auf unser Konto bei der BACA (Unicredit Austria), IBAN: AT57 1200 0006 
1051 2006.

Ebenfalls ersuchen wir um Mitteilung Ihrer (Deiner) Email-Adresse, damit 
wir erforderlichenfalls unsere Mitglieder rasch erreichen können.

triebswirtschaftlichen Herausforderun­
gen gravierend unterschätzt. Die Wie­
derinstandsetzung von Geräten und 
Infrastruktur erwies sich als langwierig 
und teuer, die Kapazitäten reichten 
nicht aus, die Qualität des Eisenerzes 
war niedrig und auf dem Weltmarkt 
schwer zu verkaufen. Anfang 1985 
sah sich Austromineral gezwungen, 
den Vertrag zu kündigen – ein paar 
Monate vor dem Ausbruch der sog. 
Verstaatlichtenkrise, die Österreich 
verändern sollte. 

Eine der Stärken des Buchs liegt 
bei der Rekonstruktion der Lebens­ und 
Arbeitsrealität der etwa fünfzig österrei­
chischen Experten und ihrer Familien, 
die für Marampa rekrutiert wurden. Hier 
ist der Autorin etwas gelungen, was 
für ähnliche frühere Fälle – z.B. die 
„beurlaubten“ VOEST-Mitarbeiter bei 
der sanktionenwidrigen Renovierung 
eines Stahlwerks in Süd­Rhodesien – 
ein Desiderat geblieben ist.

Der Autorin geht es nicht um das 
im Umfeld der VOEST-Krise beliebt 
gewesene „Verstaatlichten-Bashing“, 
sehr wohl aber um das Aufzeigen von 
Interessenskonflikten, Widersprüchen 
und Aporien, mit denen Auslandsinve­
stitionen unter herrschenden Bedin­
gungen nun einmal behaftet sind. Auf 
der einen Seite stand das wirtschaftlich 
schwache Sierra Leone, dessen Re­
gierung sich zusätzliche Einnahmen 
erhoffte, auf der anderen eine interna­
tional kaum erfahrene Firma, die sich 
von kurzfristigen Profitüberlegungen 
leiten ließ und ein hohes Maß an 
Unprofessionalität an den Tag legte. 

Walter Sauer

Die Langversion ist abrufbar von https://
homepage.univie.ac.at/walter.sauer/Afrikan-
isches_Oesterreich2-Dateien/Marampa.pdf
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Sozialismen, Solidarität und Devisen. 
Die DDR und ihre Entwicklungspolitik in Afrika

Ort: SADOCC, Favoritenstraße 38/Stiege 18/2, 1040 Wien

Wie kamen Plattenbauten und Stasi nach Zanzibar? Warum fordern 
Moçambikaner/innen heute von ihrer Regierung die Auszahlung von 

Löhnen für Arbeit, die sie in den 1980er Jahren in Ostdeutschland geleistet 
haben? Der Antiimperialismus der DDR war mehr als reine Rhetorik: 

Die DDR unterstützte antikoloniale Befreiungsbewegungen in Afrika und 
engagierte sich, bevorzugt in Staaten mit sozialistischer Orientierung, 

mit Industrieprojekten, Personalentsendungen im Bildungs­ und 
Gesundheitsbereich und der Vergabe von Stipendien und Ausbildungsplätzen. 

Neben geteilten Visionen einer sozialistischen Moderne verfolgten die DDR 
wie afrikanische Regierungen aber auch eigene politisch und wirtschaftliche 
Interessen. Mit Blick auf Tanzania, Moçambique und Angola diskutiert der 

Vortrag die Strukturen und Konjunkturen. Dabei werden auch konkrete 
Erfahrungen und Interaktionen von DDR-„Auslandskadern“ und afrikanischen 

Counterparts beleuchtet.
Eric Burton ist seit 2014 Teil des Forschungsprojekts „Entsandte Expert/

inn/en von Entwicklungshilfe und Sozialistischer Hilfe in Zeiten der 
Systemkonkurrenz“ an der Universität Wien.

Forum Südliches Afrika
Lesezirkel Afrikanische Litera-

tur. Unser Lesekreis wurde 2016 von 
interessierten Menschen gegründet. 
Wir diskutieren fünf Mal im Jahr je­
weils einen literari schen Text aus 
Sub sahara­Afrika, wo bei wir zwischen 
älteren und aktuellen postkolonialen 
Werken wechseln, mit Schwer punkt 
auf Frauen­Perspektiven. Bisher be­
sprachen wir Romane aus Nigeria 
(Adichie: Americanah, 2013; Achebe: 
Things Fall Apart, 1958 / Alles zerfällt) 
und Kenya (Owuor: Dust, 2014/Der Ort, 
an dem die Reise endet.) Am 28. März 
geht die Reise aber weiter zu Mariama 
Bâ (Senegal): Une si longue lettre/Ein 
so langer Brief. Bis 23. Mai wollen wir 
ein Werk aus Südafrika lesen.

Wir besprechen unsere Lese­Beob­
achtungen und Fragen miteinander 
und gehen auf diverse Aspekte und 
Pas sagen des Buches ein – auf 
Deutsch und/oder Englisch. Bei der 
Wahl der Lektüre beachten wir, welche 
afrikanischen Autor/inn/en in Wien auf­
treten – so werden wir Petina Gappah 
(Zimbabwe): The Book of Memory, 
2015/Die Farben des Nachtfalters, 
am 26. Sep. 2017 diskutieren. Neue 
Teilnehmende sind uns willkommen!

Lotte Rieder-Fraunlob

ÖNG-Fotowettbewerb. In Zusam­
menarbeit mit der Khomastura High 
School in Windhoek hat die Öster-
reichische Namibia-Gesellschaft einen 
Fotowettbewerb für Schüler/innen der 
10. bis 12. Schulstufe ausgeschrieben. 
Pro Person können max. drei Fotos 
zum Thema „My school friends and I 
– our creativity, our love for fun and our 
diversity“ einge reicht werden. Die Bilder 
werden Anfang Mai von einer Jury in 
Wien beurteilt. Dieser gehören an: 
Norbert Habelt (Bildungsministerium) 
als Vorsitzender, Cornelia Mittendorfer 

(Fotografin), Sophia Brandtner (Kün st-
lerin), Wolfgang Knöpfler (Filmemach­
er) und Leo Löschel (Student visual 
arts). Neben den drei Preisen in Höhe 
zwischen 500 und 1.000 Nam­$, die 
von der Jury vergeben werden, haben 
Mitglieder und Sympathisant/inn/en der 
ÖNG am Dienstag, den 23. Mai 2017, 
um 18.30h die Möglichkeit, weitere 
zwei Publikumspreise zu vergeben. Bei 
diesem „Offenen Treffen“ im Weinhaus 
Sittl (Wien 16.) ist auch die Teilnahme 
der Direktorin der Khomastura High 
School, Lydia Williams, geplant. Alle 
Preise werden im Rahmen eines klei­

nen Empfangs in Windhoek den jungen 
Fotograf/inn/en übergeben.

Wir trauern. Unser langjähriges 
Mit glied Dr. Hermann Spirik ist am 
16. 2. im 74. Lebensjahr verstorben. 
Hermann ar beitete zunächst als 
Ent  wicklungs hel  fer und dann bis zu 
seiner Pensionierung in der Sek tion 
Entwicklungszusammenarbeit im BKA 
bzw. BMaA. Wir werden sein Engage­
ment, sein unkonventionelles Denken 
und seine Freundschaft vermissen. 
Hamba Kahle!

... sadocc news ...

Veranstaltungen im 
Rahmen des Forums Südliches Afrika erhalten 

SADOCC-Mitglieder laufend zugesendet.



... warum Eisenstadt in Karl Mays »Sklavenkarawane« 
vorkommt oder ob der erste schwarze Sklave Öster reichs 
tatsächlich in Kärnten lebte – derlei Fragen stellten sich 
dem Autor im Verlauf seiner Fahrt durch das »Afrika-
nische Österreich«.
Entstanden ist daraus ein Reiseführer besonderer Art, 
der nach dem »grabe, wo du stehst«-Prinzip afrika-
nischen Spuren in Wien und den Bundesländern nach-
geht und dabei überraschende Facetten österreichischer 
Geschichte und Gegenwart freilegt. 
Die vorgeschlagenen Reiserouten führen Leserinnen 
und Leser in Kirchen und Museen, zu Denkmälern und 
Straßenschildern, machen sie mit Institutionen, Restau-
rants und Afroshops bekannt. Aus über fünfhundert Sta-
tionen formiert sich eine neue, afrikanische Geographie 
Österreichs. In ihr spiegeln sich Geschichten über Skla-
verei und Kolonialismus, Mission und Entwicklungszu-
sammenarbeit, Solidarität und Integration wider.

 Autor des längst vergriffenen Stan-
dardwerks »Afrikanisches Wien«, lehrt am Institut für 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Universität Wien 
und ist Vorsitzender des Dokumentations- und Koope-
rationszentrums Südliches Afrika (SADOCC).

Walter Sauer (Hg.)
EXPEDITIONEN INS AFRIKANISCHE ÖSTERREICH
Ein Reisekaleidoskop
Euro 24,90, 480 Seiten, Klappenbroschur
Format 16 x 24 cm
ISBN 978-3-85476-451-9

Erhältlich im Buchhandel sowie bei SADOCC (kein Versand)

was Salzburg mit dem südafrikanischen 
  Burenkrieg zu tun hat oder ...



Zu mehr als 55 Destinationen in Afrika zu 
unschlagbaren Preisen

Johannesburg ab € 526
Kapstadt ab € 526
Nairobi ab € 542
Mombasa ab € 613
Addis Abeba ab € 549
Seychellen ab € 682
Kilimanjaro ab € 549
Sansibar ab € 623
Entebbe ab € 570
Dar es Salam ab € 523
Antananarivo ab € 575
Moroni ab € 617
Victoria Falls ab € 561
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